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Der il0. Verbandstag.
In der Woche vom 15. bis 21. Juni

tagte in Nürnberg der 10. ordentliche
Vecbandswg des Zentralverbandes der

Handlungsgehilfen. Satzungsgemäß hätte
er bereits im Jahre 1916 stattfinden sollen,
infolge des Krieges und der Nevolutions»

ereignisse war er bis zum Juni 1913 vertagt
Worden.

Nach einer Borbesprechung am 16. und

16. begannen am 17. Juni die Verhandlun»

gen. Zu Vorsitzenden der Tagung wurden

die Kollegen Urban »Berlin und Grau»

Nürnberg, als Schriftführerin Kollegin
S iem enau er»Frankfurt M. gewählt.
Die Tagesordnung setzte man wie folgt fest:
'

1. Geschäftsbericht des Vorstan»
des. Referent: Kollege Otto Urban.

2. Kassenbericht des Vorstandes.
Referent: Kollege EmilWucher.

3. Bericht überdieVerbandSzeit«
schrift. Referent: Kollege Paul Lange.

4. Bericht deS Ausschusses. Refe»
rent: Kollege Wilhelm Fischer.

5. Beratung der sa tz u n g Sg emä sz
eingereichten sonstigen Anträge.

«.Wahlen.

7. Die Frauenarbeit im Handels»
gewerbe. Referentin: Kollegin Margarete
S e h n e r.

8. Lohnfrage, Neuordnung des

Arbeitsrechts, Betriebsräte. Re»

ferent: Kollege Paul Lange.
9. Jugendorganisation. Referent:

Kollege Künne, Braunschweig.
Nach Eröffnung der Tagung gedachte

der Vorsitzende der im Kriege gefallenen
Kollegen sowie der in den letzten Jahren der»

storbencn Berbandsmitglieder, namentlich
derjenigen, die sich durch ihr Wirken für den

Verband Verdienste erworben haben. Die

anwesenden Gäste, die Herren Kauer vom

Allgemeinen Verband der Bankbeamten,
Giebel vom Verband der Büveauange»
stellten (zugleich für die Arbeitsgemeinschaft
freier Angestelltenverbände), Dr. Noll»

brecht vom Verband der VersicherungS»
beamten, Maar vom Transportarbeiter»
Verband sprachen Worte der Begrüßung an

den Verbandstag. Der Zentralrat der Re»

vublik, die Gencralkommission der GeWerk»

schaften und der Zentralverein der kaufmä'n»
nischen Angestellten Oesterreichs hatten bries»
lich mitgeteilt, daß sie leider verhindert feien,
einen Vertreter zu entsenden.

Kollege Urban erstattete als Ver»

bondsvorsitzender den Geschäftsbericht für
1914 und die folgernden Jahre: er gliederte
ihn in allgemeine Angelegenheiten, innere

Verbandsangelegenheiten, Lohnbewegungen.
Stellenvermittlung, Sozialpolitik, Wieder»

Einstellung der Kriegsteilnehmer, Verschie»
denes. Die Mitgliederzahl ist auf 165 00«

gestiegen. Es ist naturgemäß nicht möglich,
auf die Fülle des Materials cm dieser Stell?

einzugehen. Der Bericht wird aber gedruckt
werden und so den Mitgliedern zur Versü»
gung stehen, Kollege Urban wies aus die

großen uns bevorstehenden Aufgaben hin.
der die Ansammlung eines besonderen So»

lidaritätsfonds notwendig mache.
Dies wurde beschlossen und der Fonds durch
Sammlungen unter den Verbandstagsteil»
nehmern begrürrdet.

Kollege Wucher gab den Kassenbericht.
Den Delegierten lagen gedruckte Kassen»

abschliisse für die Jahre 1914. 1915. 1S16,
1917 und 1918 vor. Danach betrugen:

1914: Einnahme .... 437 5»iH9 Mk.

Ausgabe . . . . . 393 308,03 „

Mehreinnahme 44 273,SS Mk.

1V15: Einncrbme .... SS8 797Z8 MZ.

Ausgabe , . . . . 303 013,80 .,

Mehreinnahme 55 784,08 Mk.

191«: Einnahme .... 348 237.49 Mk.

Ausgabe . . . . . 312 458,61 „

Mehreinnahme 3S 778,88 Mk.

1917: Eiimahme .... 874 879,67 Mk.

Ausgabe . . . . . 365S34.SS .

Mehreinnahme 9 648.12 Mk.

1918: Einnahme .... 54« SSI.«« Mk.

Ausgabe . . . . . 474 930.14 „

Mehreinnahme 71655.S4 Mk.

Im Auftmge der Revisoren berichtete
Kollegs Penn, daß Kasse und Bücher in

guter Ordnung befunden worden stirb.
Den Bericht über die Verbandszeit»

schrift gab Kollege Lange. Er schilderte
die tiefgehenden Meinungsverschiedenheiten
in der Arbeiterbewegung, behandelte Haupt»
sächlich die Politik der Genera lkommssion der

Gewerkschaften, die er nicht habe mitmachen
können. Der Burgfrieden, das Hilfsdienst»
gesetz, die Arbeitsgemeinschaften seien zu ver»

werfen gewesen, da durch sie nicht die wirk»

lichen Interessen der Angestellten und Ar»

beiter gewahrt worden seien. Es sei zu be»

grüßen, daß die Arbeitsgemeinschaft freier
Angestelltenverbände nicht in allen Schritten
der Generalkommission gefolgt sei. Ueber»

Haupt könne Wohl festgestellt werben, daß die

Führung in der Gewerkschaftsbewegung von

den Arbeitern auf die Angestellten überge»
gangen ist. Im übrigen könne das Ver»

b«ndsorgan bei der heutigen großen Mit»

glieiderzcchl nicht mehr so wie früher allen ört»

lichen Wünschen Rechnung tragen. Es niüsse
die Aufklärungsarbeit in den großen sozialen
Fragen in ben Vordergrund stellen.

Danach gab Kollege Fischer namens

des Ausschusses einen Bericht über die ihm zu»

gegangenen Beschwerden und deren Erlebt»

gung.

Jn der Aussprache über diesen Be»

richt beschäftigte man sich hauptsächlich mit

den Differenzen innerhalb der Arbeiterbewe»

gung, durch die der Verband infolge seiner

Zugehörigkeit zur Generalkommission der

Gewerkschaften berührt wird. Von verschie.
denen Rednern wurde verlangt, dnß die

„HaNdlungsgehisfen.Zeitung" in solchen Din»

gen strenge Zurückhaltun« übe, während
andere Redner deren Haltung während der

Kriegszeit. wem, auch n?cbt in o«, <5-—

heilen, fo doch im großen unb ganzen der»

teidigten. Auch die Tätigkeit ber General»

kommisfion wurde kritisiert und hierzu fol»
gender Berliner Antrag mit 66 gegen
27 Stimmen angenommen:

„Die Generalversammlung der Ortsgruppe
Grofz-Berlin verurteilt die von der General»

lommission der Gemerkschaften während deZ

Krieges eingeschlagene Taktik, die ihre Fort»
setzung nach der Revolution in den getätigten
zentralen Arbeitsgemeinschaften findet und ver»

wirft auch insbesondere die Haltung der General»

komrnission zu der Frage der Anerkennung deO

Mitbestimmungsrechtes der Betriebsräte."

Sechs Delegierte erklärten, daß sich ihre
Zustimmung zu diesem Beschlusse nur für
seinen letzten Teil gelte.

Die VerschmelzungsvereinbarunMn mit

dem Verbände der Versicherungsbe»
amten wurden einstimmig bestätigt und

damit die Verschnielzung vollzogen. Mit

dem Vertreter der Bureauonge stell»
ten kam es zu nachstehender Vereinbarung:

„Der Verband der Bureauangestellten und

der Zentralverband der Handlurigsgehilsen ver»

abreden eine Vereinigung beider Organisation«!
auf folgender Grundlage:

1. Die beiderseitigen Mitglicder werden mit
allen Rechten übernommen.

2. Nach der Vereinigung, spätestens am 1. OK

tober 191S heiszt die vereinigte Organi»
sation: „Zentralverband der Angestellten",

8. Bei der Vereinigung wird der Verbands»

Vorstand und Ausschuß im Verhältnis deS

Mitgliederbeswndes am 3«. Juni 191»

ebenso der Beirat paritätisch besetzt. Die

Orts» und Bezirksleitungen sollen nach
gleichen Grundsätzen gebildet werden.

4. Die Bureauangestellten stellen einen der,

zwei gleichberechtigten Verbandsvorsitzen»
den und einen Rodakteur. Die Bureau«

angestellten haben sür diese zwei Aemter

auch nach der Vereinigung dauernd daA

Vorschlagsrecht.
b. Die parteipolitische Neutralität ist zu gv».

währleisten.
5. Die Angestellten werden übernommen.

7. Die Satzungen der vereinigten Verbände
werden in gemeinsamer Beratung unter

Beachtung der vereinbarten Grundsätze
durch die beiderseitigen Vorstande und Bei»

röte in Uebereinstimmung gebracht. Diese
Vertretungen haben hierfür die Befugnis!«
des Verbands tages.''

An Satzungsänderungen wurde u. a.

beschlossen, den Namen des Zentralverbandes
der Handlungsgehilfen zu ändern in Zen»
tralverbanb der Angestellten.
Ein Antrag, den Vorstand nur aus besoldeten
Mitgliedern zu bilden, wurde abgelehnt: die

«m Verbandssitze befindliche Ortsgruppe be»

hält das Recht, vier ehrenamtliche Mitglieder
hineinzuwählen. Dem Verbandsausschuß,
der in Hamburg bleibt, werden gewisse Be»

fugnisse genommen, er selbst wird nur noch
als Beschwerdekommission beibehalten. Da»

für wird ein Verbandsbeirat gebildet,
zu dem die nachfolgeirden Ortsgruppen und

Gm» je einen ehren<Nntlichen Vertret«»

entsenden sollen: Berlin, fr^-" -..
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!and-Wcstsalen, Südwestdeutschland, Würt¬

temberg, Bayern, Sachsen, Thüringen, Mittel»

deuischlcmd, Nordwestdeiitschland, Ostdeutsch,
land. Da die Berliner Delegierten es ange»

sichts der groszen Mitgliederzahl ihrer Orts»

gruppe ablehnten, sich an einem V«bandA-

heirat zu beteiligen, in dem ihnen nur ein

Sitz zugestanden wind, gewährte man Berlin

aus Vorschlag, der Kölner Kollegen drei isitze,
fo daß der Beirut nur aus .17 Mitgliedern be-

steht, deren Obmann in Berlin, als d«n Sitze
des Verbandes, K«hnt.

Die ordentlichen Verbau dsbsi-

träge werden ab 1. August 1S19 (abge¬
sehen don den Ortszuschlägen) pro Monat wie

folgt festgesetzt:
Mitglieder, im Alter Sis zu 17 Jahren

gleich 0,75 MZ.

Mitglieder, Monatsgehalt dis zu ISS M!.

gleich 2 Mt.

Mitglicder, Monatsgehalt über 150 Mk. bis
Mk. gleich 3 Mt.

Mitglieder, Monatsgebalt über SSO Mk.

seich 4'Ml.

In den Vorstand wurden einstimmig
gewählt: Kollcge Urban wieder als Vor»

fitzender, Kollege Wucher wieder els Kassie»
rer. Kollege Döhnel wieder als Vertreter

der Lagerbalter, Kollege Dr. Vollbrecht
als Vertreter der Versicherungsbeamten,
Kollege Ucko als Leiter der Werdehaupt»
stelle. Als Redakteur der Verbandszcitschrist,
der an den Vorstandsfitzungen niit beratender

Stimme teilnimmt, soweit es sich um Werbe»,
sozialpolitische und Zeitungsangelcgenheiten
handelt, wurde Kollege L«nge wiederge¬
wählt. Andere Wahlvorschläge I«gen nicht
vor.

Alsdann folgte die Wahl von 28 Tele»

gierten zum Gewerkschaftskongreß,
nach den Vorschlägen der größeren Orts¬

gruppen und Gaue, außerdem stellt der Vor¬

stand drei Vertreter, ferner wird der Nedak»
teur als Delegierter bestimmt.

Der letzte Verhandlungstag begann mit
dem Vortrage des Kollegen Lange über

„Lohnfrage, Neuordnung des

Arbeitsrechts. Betriebsrat e".

Der Vortrag wird nebst der Aussprache, die

sich daran geknüpft hat, gedruckt werden.

Hierzu wurde beschlossen:
„Der Verbandstag des Zentralverbandes der

Handlungsgehilfen protestiert nachdrücklichst gegen
den vorläufigen, Gesetzentwurf über

o i e B e i r i e b s r ä t e, da er sich geradezu als

ein Schutzzesetzeniwurf zugunsten der Unter»

nrlstner gegen die berechtigten Ansprüche der Än»

zustellten darstellt.
Der Verbandstag verlangt das Mitbeftim»

mungsr,-ci,r der Arigcslellien im Betriebe vor

jeder Einstellung, Beförderung, Kündigung und

TuilaZsung, bei der Lehrlingsfrage, sowie der

Warenerzeugung und Warcnverieilung."
Der Verbandstag stimmte mit dem Vor»

behalt cini.^r rcd«ktionellen Verbesserungen
folgendem Prog ra m m zu:

„Der 'Zentralverband ben Angestellten
erkennt, daß in Handel, Jndiistrie uud Ge»
werbe eins Entwicklung wirksam ist, dis da¬

hin gebt, durch die großen und tapitaZlräftl-
gen Betriebe die kleineren zu verdrängen
und damit auch für immer mehr Ange»
stellte die Möglichkeit zu vernichten, sich
selbständig zu machen. Dies hat bereits
einen solchen Grad erreicht, daß die Masse
dcr Angestellten ihren Beruf als Lohnarbei-
ter für eine unabänderliche Tatsache anZehen
muß, solange die kapitalistische Wirtschafts»
ordnung besteht. Zugleich tritt in der wirt¬
schaftlichen Entwickelung dis Tendenz her¬
vor, durch immer größere Arbeitsteilung
wie auch durch umfassendere Heranziehung
weiblicher Kräfte die Stellung der Ange»
stellten unsicherer und weniger lohnend zu

gestalten. Das entspricht in vielen Punkten
der Umwälzung in ben Berufen der Hnnd»
arbeiier, ist aber durch kein Mittel aufzu»
halten-, auch kann die heutige wirtschaftliche
Ausnutzung der großen Masse der Ange»
stellten durch die kleine Zahl der Unterneh»
mer nur durch schließlich« Beseitigung des

jetzigen Verhältnisses zwischen Kapital und

Arbeit, d. h. durch die Vergesellschaftung der

Produktionsmittel und des Grund und

Bodens überwunden werden.

Bis zu dieser Sozialisierung der Bs»

triebe, dis allen Angestellten Freiheit und

Brot bringt, empfiehlt der Zentmloerband
der Angestellten seinen Gerussgenossm
namentlich für folgende Forderungen einzu»
treten:

Erringung höherer Gehälter, ftei»
gende Anteilnahme dcr Angestcllten und Ar¬

beiter am Arbcttsertragc; Fortbezug des Ge¬

halts bei unverschuldetem Unglück mindestens
bis zur Tauer von sechs Wochen.

Gleicher Lohn für gleiche Ar»

b,e i t s le i st u ng ohne Rücksicht auf das

Geschlecht der Angestellten.
Vereinheitlichung deS Ar»

beitsrechts, Gleichberechtigung für männ¬

liche und weibliche Angestellte.
Verkürzung der täglichen Ar»

beitszeit auf sieben Stunden!.

So nnabe nd fr üh schluß «der freier
Halbtug in der Woche; völlige Sonntags»
ruhe.

Jährlich wenigstens vierzehn Tage
Ferien, steigend nach Alter oder Beschäfti¬
gungsdauer, unter Fortbezug des Gehalts.

Beseitigung der Le h r li ng S au sbeu °

tung, insbesondere durch ausreichende Be»

zählung auch der jugendlichen Arbeitskräfte;
reichsgesetzlicher Fortbildungsschulunterricht an

täglich mindcstcns Zwei Vormittagsstunden für
alle Angestellten unter 13 Jahrein

Beseitigung und gesetzliches Verbot der

Konkurrenzklausel; strafrechtliche Ver»

folgung jener Prinzipale, die unter sich zum

Schadeir ihrer oder fremder Angestellten
heimliche Konkurrenzklauselu ab¬

schließen.
MitbeftimmungSrecht der An»

gestellten bei allen Fragen des Arbeits-

vertrages, insbesondere vor Einstellungen, Be¬

förderungen, Kündigungen und Entlassungen,
der Lehrlingsfrarse sowie bei der Warenerzeu¬
gung und der Warcnverieilung durch die Be-

öncbsrcire; Schaffung von Bezirks»
arbciter (an gestellten) röten mit

eLner Zentralstelle für das gan-ze Reich.
Ausdehnung der Gewerbeaufsicht.
Ailsbau und Zusammenfassung der Kauf-

AsTnns- und Gewerbegerichte zu Arbeits¬

gerichten, die für alle Gruppen der Arr»

gestellten zuständig siud.
Oeffenllich - rechtliche Arbertsnsch»

weise.
Vereinheitlichung und Ausbau der ftaat»

lichen Versicherung, insbesondere der

Angestellten- und Invalidenversicherung, Aus¬

dehnung der Unfallversicherung auf alle Ange¬
stellte, Zentralisierung des Kranlentassen-
wesens; staatliche Arbeitslosenfürforge.
Damit diese Forderungen mit allem

Nachdruck vertreten werden können, ist es

nötig, daß die Kollegen und Kolleginnen sich
einheitlicher als bisher — ohne Unterschieb
der Konfession, der Geschäftsstellung und des

Geschlechts — vereinigen im Zentralverband
der Anaeitcllten."

Wir werden die Ergebnisse des Ber»

dcmdstags noch zu betrachten haben. Fü:
heute ist aber schließlich hervorzuheben, mit

weicher Mühe und Liebenswürdigkeit die

Nürnberger Kollegen und Kolleginnen alles

getan haben, um den auswärtigen den Auf¬
enthalt angenehm zu machen. Dafür sei
ihnen such au dieser Stelle berMcher Dank

gesagt.

An alle!
An allen Orten werden uns täglich Beweis«

dafür, dafz die Revolution gerade die Handlungs¬
gehilfen aus ihrem vorherigen bleiernen Schlafe
aufgerüttelt hall Wir freuen uns dcrrob, und
dns natürlich nicht unberechtigt, missen mir doch,
dnsz es gerade unser Stand gewesen ist, der durch»
weg jede Gemeinschaft mit dem Handarbeiter
abgelehnt, der über den Arbeiter dis Nase
rümpfte! Wir wissen auch, dasz öie Herren
Prinzipale manches Mal, wenn die Rot uns doch
einmal aufgeriittelt hatte, mehr Gehalt zu for¬
dern, aus den Unterschied unseres Standes mit
dem des Handarbeiters aufmerksam machten mit
den Worten: „Sie sind ja doch kein Arbeiter!"
Nur zu sehr waren diese oder andere Redewen¬
dungen dazu angetan, moralische Eroberungen zu
machen, den Standesdünkel zu vertiefen!

Diese Zeiten sind sür immer Vorbeil Wir
wissen heute: Wir sördern nur unser Recht als
Menschen, wenn mir mit aller Energie sür eine

Besserung unserer Lebens- und Arbeitsbedingun¬
gen eintreten! Wir wissen aber auch, dasz unser
Kamps uns Seite an ^eiie mit dem Handarbeiter
finden mutz. Wir scheuen heute nicht die ANverk»
schafrlichcn Kampfmittel, deren sich der .Hand»
arbeiier schon seit vielen Jahren bedient. Wir
sind Proletarier — wie er! Unsere Interessen
sind auch seine!

Darin liegt der unendlich große Fortschritt,
dsn uns die Revolution gebracht! Sorgen wir
jetzt, dasz jeder DünKl auch da fällt, wo er noch
All leben scheint!

Wir haben dei den vielen Lohnbeivegungcn
schon manch wunderbare Beisiele von Solidari¬
tät, von Zusammengehörigkeitsgefühl zu verzeich»
nen gehabt! Es war eine Freude, wenn man

vernahm, wie in diesem oder jenem Betriebe aus

Anlaß der Maßregelung einer Kollcgin oder eincs
Kollegen, alle auf dem Plan erschienen und ge»
meinsam für das Recht des betr. eintraten. Das
ift Solidarität, die notwendige Vurbsdingung für
den fteigcwerkschaftlichcn Kampf!

Nun möchte ich aber doch daS Augenmerk
aller aus einen Nebetstand in unserem Beruf
lenken, und daS ift die Lehrlingsfrage!

Die LehrZingLfrage ift niemals von unter»
geordneter Wichtigkeit. Wer selbst Lehrling ge»
Wesen und wer erst eme nur kurze Zeit aus der
Lehre heraus ift, wie ich, der weiß zu berichten
von den Ucbelstanden dieser SZlaveniahre.

„Lehrjahre sind keine Herreniohre" — suchte
man mich zu trösten, wenn ich Anstalten machte,
ob der vielen Unzuträglichkeiten die Flinte inS
Korn zu werfen. Ein schlechter Trost! Sind
Lehrjahre nun Sklavenjahre? Wie? Hier gibts
nun auch für uns ältere Handlungsgchilfen ein«
große Ausgabe; die größte fällt natürlich den
Lehrlingen selbst zu und besteht für diese darin,
fich im Zentr«Zverb«»d zu organi»
sieren! Nur durch den Zusammenschluß kann
etwas erreicht werden, wir sehen es Sei nnsk
Erzählt eS den Lehrlingen. Fsrdert sie «»f, fich
zu organisieren, und — möcht die Kor»
derungen der Lehrlinge mit z«
euren eigenen!

Weg mit der langen Arbeitszeit!
Weg mit der außerbernflichen BeschSftigunlzk
Weg mit Schule an den Abenden!
Mehr Lohn nnd menschenwürdigere Bs»

Handlung!
Das siud nur einige Forderungen. Wer der

Umstand, dasz diese Forderungen, die doch eigent»
lich zum natürlichen Menscbenrecht gehören,
überhaupt erst durchdampf der Erfüllung ent»

gegengeführt werden können, sollte uns die Ber«

pflichtung auferlegen, uns hinter dies« Forderun»
gcn zu stellen und allsn Lehrlingen zuzurufenZ

Handlungslechrlinge I

Organisiert Kzich im Zentralver«
band!

MW
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Oer erste LuKustrisbeaMtsnisg.
An der Zeit vom 2o. bis 27. Mm tagten

in den Kammersälen zu Berlin der Industrie»
beamtentag des Bundes der technisch»
induftriellsn Beamten und de? Ver»

bandstag des Deutschen «lech»

nikerverbandes, um die seit einigen
Monaten vorbereitete Verschmelzung zu einer

Einheitsgewerkschaft zu beschließen. Den Ge»

schäftsbericht über die Tätigkeit des Bundes

techn.»in0ustr. Beamten erstattete Sandrock.

Die Mitgliederzahl des Bundes ist jetzt auf

48 MM gestiegen. Das BunöeSvermögen be»

trug Ende 1918 45l)U«l) Mk. gegen 846 lM

Mark im Vorjahr. Im letzten Berichtsjahr

hat sich dsr Bund techn.»industr. Beamten mit

dem Deutschen Steigerverband und dem

Bund technischer Angestellten vereinigt. Jn
der Aussprache vertrat A. M. Schmidt die Ber»

liner Opvositionsgruvve, die eine Demokrati»

sierung der Bundesverfassung anstrebt und an

der Kriegspolitlt des Bundes techn.»inöuftr.
Beamten, Kritik übte, Aushäuser stellte dazu

feit, daß der Bund zunächst gegen die Schaf»

fung des Hilfsdieilstgssetzes protestiert und

dann die Verstaatlichung der Rüstungsindustrie
verlangt hatte. Auch sonst habe der Bund und

die Ärbeitsgemeinsckuft freier Anqestelltenner»
bände die Volitik der Generallommission viel»

fach nicht mitgeincicht, wobei lnsbesvndere auf

den Volksbund für Freiheit und Vaterland, auf

die Ludendorff-Svenoe. auf den sogen. Auf»

klärungsdienst der Presseabteilung üeS Ober»

komnmndos in den Marken, die Agitation für

eine mitteleuropäische Wirtschaftspolitik und

den Verzicht aus das Streikrecht in den Staats»

betrieben hingewiesen wurde.

Als Richtlinien für die Grundlage des

neuen Einheiisverbandss wurden

folgende Vorschläge der Einigungskommission
angenommen:

„Kür die neue Einheitsorgamsation sollen
alle Anaestellten und Beanrtsn beiderlei Geschlechts
die technische Arbeit leisten, aufnahmefähig sein.
Zur Verbesserung der wirtschaftlichen und sozialen
Verhältnisse werden grundsätzlich alle gewerk¬
schaftlichen Mittel einschließlich des Streiks ge¬

fordert. Der Eiuheitsderbcind geht von dem

Gedanken aus, daß Angestellte und Beamte als

Arbcitnehmer anzusehen sind und lehnt daher die

von einigen kaufmännischen Verbänden vertre¬

tene mUtelsicindische Auffassung ab. AuS dieser

Erwägung wird der Verband sür cine einheitliche
soziale Gesetzgebung aller Arbeitnehmerschichten
eintreten, sowie dafür, daß bei einer Verschmel¬

zung öer Invaliden- mit der Angestelltenversiche¬
rung keine Verschlechterung für die Angestellten
eintritt. Die neue Einheitsorganisation darf sich
keiner politischen Partei anschließen. Sie darf

keinerlei Propaganda für irgendeine politische
Partei betreiben. Sie hat nach dem politischen
uno religiösen Glaul«nsbeZenntnis der Techniker
nicht zu fragen, sondern ihr ist jeder Techniker
willkommen, der auf dcm Boden ihres sozialen
Programms steht. Ein enges Zusammenarbei¬
ten mit oen Gewerkschaften der Arbeiter und

Angeftellten wird erftrebt"

Um den neuen Verband künftig gegen jede

VerWässerung einer ziechewußten gewerkschaft¬
lichen Klassenkampspolitik zu sichern, gelangte
nach lebhaften Erörterungen auf dem In-
dustriebeamtentag und auf der gemeinsamen
Gründungstagung folgender Antrag zur An¬

nahme:
.Der Bund stellt fich auf den Boden des

unüberbrückbaren Gegensatzes zwischen Kapital
und Arbeit und wird den Kampf gegen den Ka-

pttailismu' in Gemeinschaft mit allen aus glei¬
chem Programm stehenden Arbeitnehmern und

Verbänden unbeirrt fortführen, bis der deutsche

Techzuker diejenige Stelle im wirtschaftlichen und

ftllKitUchen Leben einnimmt, die seiner Bedeutung
bricht und das Endziel, die wirtschaftliche Be-

5ng der gesamten arbeitenden Klasse erreicht

parteipolitische und religiöse Bestrebungen
«uSgeschlossen,"

Die Satzungen des Einheitsverlxmdes sind
so gehalten, daß sowohl in dcr Hauptleitung,
wie auch in den Gauleitungen der neuen Or¬

ganisation der weitgehendste ehrenamtliche Ein¬

fluß der Mitgliedschaft gewährleistet wird. Im
Vorstand find nur die ehrenamtlichen Mitglie»
der stimmberechtigt, während dis Gewerkschafts»
seketäre lediglich beratend teilnehmen.

Unabhängig von der verwaltungstech-
Nischen Gliederung öer Organisationen werden

zur Wahrnehmung der sozialen Interessen der

einzelnen Tschnikcrgruvven Fachgruppen gebil¬
det. Die Einheitsaemsrkschaft, die mit rund

A) 00« Mitgliedern ins Leben tritt, führt den

Namen: Bund der technischen An»

gestellten und Beamten und hat

ihren Sitz im Jndustriebeamlenhaus zu Ber»

lin. Wertlstr. 7. Zum Bunöesvorsitzenden
wurde Ingenieur Mahlow»Berlin gewählt.

An den beiden Pfingstfeiertagen fand

der dritte ordentliche Verbaneztaq des All»

gemeinen Verbanöes der Deutschen Bank»

beamten statt. Marx erstattet den Ge»

schäftsbericht. Er führt im wesentlichen aus:

Fünf Jcrhrc sind verflossen, seit mir den

letzten Verbandstag abgehalten haben., Alle

Bekämpfungen hoben es nicht vermocht,

unserem Verband öen reinen Kampfcharakter

zu nehmen. Wir haben uns auch mährend

des Krieges nicht an den Burgfrieder, ge»

halten, der nur den Unternehmern Vorteile

bringt und den Angeftellten Nackemchiäge.
Bezeichnend für den Patriotismus der Bank-

gewaltigen ist, daß sie, die die höchste Ein¬

nahme wahrend des Krieges hatten, m

Gratifikationen und Weiterzahlung der Ge¬

hälter für Eingezogene fortgesetzt Abzüge
machten. An vielen stellen haben die weib-

lichen Angestellten mehr gewerkschaftliches
Rückgrat gezeigt als ihre männlichen Kai-

legen. Den weiblichen Angestellten ist es in

erster Linie zu danken, daß mit der Bezcih»

lung von Ueberstunden in Berliner Bankin»

stituten Ernst gemacht murde. Der 9. No»

vember hat endlich alle Arbeltnelnner freige¬
macht und fie haben alle Hindernisse beiseite

geworfen. Die wirtschaftliche Freiheit heißt

Mftbestrmrnungsreckzt. Wir verstehen dar»

unter etwas ganz anderes, als es in dem

Regierungsentwurf über Betriebsräte aus¬

gedrückt ist. Wir wollen mitbestimmen über

die Gestaltung unseres Schicksals, mir wollen

klipp und klar unser Recht. Znr Frage der

Verschmelzung bemerkt der Referent, daß es

die Verbandsleitung nicht an dem guten
ehrlichen Willen zur geweickschaftlichen Ein»

heitsorganisation hat fehlen lassen. Der

Vorstand des Deutschen Bankbeamten-Ver-

eins verhielt sich jedoch fortgesetzt ablehnend.
Redner schließt unter Beifall mit der An»

kündignng eines Internationalen Banckbe»

crmren-Kongresses. Ueber die Punkte Kassa»
Wesen und Abrechnung wird geheim beraten.

Dem Vorstand wird Entlastung erteilt.

Ueber den Swiid der Tarifverhandlun¬
gen und der Einheitsorganisation referiert
Tmonts. Er. schildert die Strömungen,
die in der Ängestelltenschaft auf die tarifliche
Regelung der Arbeits» und Gechaltsvethält-

nisfe drängen. Während im November der

Revolution die Banken im Mgemeinen be¬

reitwillig anhörten, was die Angestellisu
wollten, geigt sich heute bereits die grund¬
legende Wandlung, die sich seit der Revo¬

lution vollzogen hat. Trotzdem der Schieds¬

spruch, der nach dem Streik gefällt wurde,

vorsteht, daß das Uirternehmertnm gehalten,
ist, öie Schaffung eines Reichstarifs zu för»
dern, hindern die Unternehmer systematisch

das Zustandekommen des NeickMariss und

begünstigen jegliäze Abmachungen mit der

ausdrücklichen Absicht der Zersplitterung.
Was uns bis jetzt geboten wurde, spottet
jeder Beschreibung. Trotz Revolution, trotz

Generalstreik hoben die Unternehmer nichts

gelernt unö nichts vergessen. Auf dem

Verhandlungswege ist mit öen Großbanken
nichts zu erreichen. Wir müssen unsere For»
derungen in Gestalt eines Ultimatums

stellen. (Sehr richtig!) Aber mir müssen

auch öie Kollegen im Reickje bitten, von de:

lokalistischen Tendenz abzurücken und den

gemeinsamen Weg des Reichstarifs zu be»

schreiten. Zu öer Einheitsorganisation teilt

der Redner mit, daß fich Vertrauensleute

beider Organisationen zusaimnengefuiiden
haben, um die Konstitution der Einheits»
orgamsation zu finden. Die Beschlüsse dieser

Kommission können wir wohl inhaltlich
unreNchreiben. Sie enthalten die Anerken»

nung des Interessengegensatzes von Kapital
unö Arbeit unö die Forderung, öoß dieser

Interessengegensatz znm Ausgangspunkt der

praktischen Orgnnisationsarbeit zu machen ist.

Die Einheitsorganisation muh aus rein ge»

werkichaftlichem Boden stehen und vollkam»

men unabhängig sein. Sie bedient sich zur

Wahrung und Förderung der sozialen und

wirtschaftlichen Interessen der' Berussge»
nofsen aller Mittel der gewerkschaftlichen
Selbsthilfe und der Einwirkung aus die Ge¬

setzgebung und die. Verwaltung. Unsere

Organisation wird die Tarifsrage entscher»
den, weil sie vom Ardeitnehmerstandpi'.nkt
im Bankaswerbe ausgeht. (Lebhafter Bei»

fall.)
Jn der sehr auSftihrilchen Diskus»

sion stellten sich fast sämtliche Redner aus

dem Reiche und aus Berlin auf den Boden

des Reichstarifs und erklärten, den Kampf
dafür aufnehmen zu wollen. In seinem
Schlußwort weift Emonts scharf den Vor»

Wurf des Neichsernährungsministers zurück,
der öie Bankangestellten verantwortlich
machte für öie Schwierigkeiten in der Be»

zcrhlung der Lebensmittel. Es lag an den

Bankleitiingen, die gerade diesen Augenblick
gewählt hatten. Zur Frage der Eiuheits»
orgamsation wird eine Entschließung an»

genommen.
Es entspinnt sich nun eine längere, teil»

weise sehr heftige Debatte über verschiedene
Berliner Anträge, die sich mit der poli»
tischen Getätigung der Zentralvorstandsmit»
glieder und der Zentralbeamten beschäftigen.
Sie richten sich besonders gegen Marx und

dessen Tätigkeit im Berliner Vollzugsrat.
Marx verteidigt energisch und glücklich und

unter dem steigenden Beifall der Delegierten
seine politiische Ueberzeugung und deren

freie Betätigung. Im allgemeinen läuft die

Debatte auf ein starres Vertrauens»

Votum für Marx hinaus: besonders di«

Vertreter aus dem Reiche treten vollkommen

für ihn ein und weisen die Behauptung zu»

rück, daß die politische Betätigung Marx'
die Mitgliederbewegung beeinträchtige. ES

wird unter stürmischer Zustimmung der Dele»

gierten hervorgehoben, daß nicht die Zahl
der Mitglieder entscheide, sondern die Hal»
tung der Grundsätze einer Kampforgani»
satiom Es werden daraufhin sämtliche An»

träge, die Marx im besonderen oder die poli»
tische Betätigmig der Zentralbeamten über»

Haupt betreffen, fast einstimmig und unter

großem Beifall adgelehn t. Es wird eine

Resolution angenommen, die sich schürf gegen

jede Beschränkung der politischen Tätigkeit
der Zentralbeamtcn wendet und Marx daS

volle Vertrauen und den Dank des Verbands»

tages, ausdrückt. Darauf werden Marx und
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Emonts einstimmig als Lentralbsamte
wiedergewählt und Weih mit groß«
Majorität neugewählt. Die sVorstandsloabl
ergab einige Neubesetzungen. Hiermit «»

reichte die Tagung chr Ende.

Symptome öes Staaisbankrotts.
Dr. Oskar Stillich veröffentlicht einen

Kussatz über den Staatsbankerott, in dem

es heißt:
Die Frage, ob bei uns in Deutschland

der Staatsbankrott ausbrechen wird oder

«b er vermieden werden kann, wird von

dielen gestellt. Aber sie zeugt von wenig
Einsicht in die gegebene Sachlage und ich
möchte sagen von einer gewissen Naivität
des Denkens. Denn wir befinden uns be«
reits mitten in einem Zustand, der alle

Zeichen des Bankrotts an sich trägt. Wenn
daher Professor Julius Wolf in einem Ar»
tikel über finanzpolitische Selbsttäuschung
im „Tag" vom 3«. April 1319 durch das
Mittel einer Auferlegung weiterer Ver»

brauchs» und Auswandsteuern die Situation

gu retten glaubt und erklärt: „Ein Verzicht
auf große indirekte Steuern würde ben
Staatsbankrott unausweichlich machen", so
liegt darin m. E. offenbar eine Verkennung
derjenigen Symptome, die gegenwärtig be»
reits als Ausdruck indirekter Zahlungsun»
Zähigkeit VÄkswirtschaftlich in die Erschei»
nung treten. Und diese Selbsttäuschung de»

steht nicht nur in natioimlökonomischen
Kreisen, sondern ist weit darüber hinaus ver»

breitet. Man glaubt, die Zukunft werde erst
darüber entscheiden, ob der Staatsbankrott
eintrete und diskutiert darüber, ob unsere
Wirtschaft die Lasten werde tragen können,
die die Kriegsentschädigungen über sie ver»

hängen.
Und doch stehen wir, wie gesagt, bereits

<n der Gegenwart mitten im Staatsbankrott.
»Deine Kennzeichen treten allerdings nicht
äffen und nackt hervor, fondern verschleiert.
Daraus läßt cs sich erklären, warum es für
die großen Massen des Volkes schwer hält,
die finanzielle Lage richtig zu beurteilen.
Die meisten stellen sich unter Staatsbankrott
einen Zustand vor, der in der Weise auf»
tritt, daß beispielsweise jemand, der 10 AN

Mark fein eigen nennt, plötzlich am nächsten
Morgen, wenn er erwacht, nichts mehr hat
— oder daß der Beamte, der bisher regel»
mäßig sein Gehalt erhielt, nichts oder nur

einen Teil desselben bekommt — oder daß
der ö°Milliarden°Tribut, den der Zinsen»
öienst des Reiches erfordert, nicht mehr ent»

richtet wird; all das würde eine offenkundige
Zahlungseinstellung des Reiches bedeuten
und zu einer Katastrophe führen, deren Fol»
gen man sich schwer vorstellen kann. Weil
sich nun der Vorgang, um den eS fich hier
handelt, nicht in dieser Weise vollzieht, glau»
den viele, daß der Staat nach wie vor fol»
pent sei und durchaus allen seinen Verpflich»
tungen nachkomme, daß also borläufig
wenigstens von einem Bankerott nicht die
Rede sein Sonnte. Sie erkennen das Wesen
des Zustandes nicht, in dem sie leben, trotz»
dem sie seine Folgen und Leiden täglich oer»

spüren.
Ein offener Bankerott, wie er früher

vorzukommen pflegte, trat in der Weise zu»
tage, daß der Staat aus den verschiedensten
Gebieten s?ine Zahlungen einstellte. So
war es in Preußen nach der Niederlage des
Jahres 1806. Die Beamten erhielten nur

noch Teile ihres Gehaltes, den Rest mußten
sie dem Staate stunden. Der Zirftendienst
der Staatsschuld wurde reduziert und auch
Andere Staatsvervslichtung.en konnten nicht

erftiW werden. Solche offenen Staatsban»
krotte hat es in der Geschichte fast aller
Staaten in früheren Zeiten gegeben. Länder
die heute gZänzend dastehen, wie z. B. Ar»

gentinien, gehörten uoch im Anfang der
1890er Jahre zu den insolventen Schuld»
nern. Von den Staaten der Gegenwart ist
es die Sowjetrepublik, die in unIweideu»
tiger Form den ossenen Staatsbankerott er»

klärt hat, indem sie große Geldbeträge wert»

los machte, die Anleihen annullierte usw.
Wer in anderen vom Kriege heimgesuchten
Ländern, zu denen Deutschland gehört, mel°
det ftch dieses Gespenst in anderer Form an.

Es tritt nicht offen, sondern verschleiert her»
vor. Diese für unser gegenwärtiges Staats»

toosen charakteristische Form des Bantrotts
haben wir jetzt näher zu betrachten.

Seine Kennzeichen find andere als die
der unmittelbaren Zahlungseinstellung. Wir
sehen ja, wie jetzt während der Revolution
die Notenpresse arbeitet nnd die Geldmittel
geschaffen werden, um alle Verpflichtungen
zu erfiillen: der Zinsendienst ist ausrechter»
halten, die Kupons werden eingelöst unö

kein Beamter braucht auf sein Gehalt auch
nur eine Stunde länger zu warten als bis»

her. Ja das Reich zahlt sogar den Arbeits»
losen gewaltige Unterstützungen aus. unter»

hält eine sehr kostspielige Militärmacht und

gibt auch sonst für die verschiedensten Zwecke
Geld aus, das prompt gezahlt wird.

Wollen wir uns übn den heutigen Zu»
stand Klarheit verschaffen, dann müssen wir
die Symptome des versteckten Bankrotts aus»
suchen, der in großen PartiaKmrkungen
unser wirtschaftliches und soziales Leben
heimsucht und in dessen kalten Schatten die
Gegenwart ruht.

Das wichtigste Kennzeichen desselben ist
die'Erkrankung unseres Geldwesens: die un»

aufhaltsame Entwertung der deutschen Reichs»
mark. Aber wohlgemerkt: nicht das Sinken
unserer Valuta an ftch ist ein Zeichen deS
Staatsbankrotts, öenn es besteht auch in
anderen Ländern, deren Finanzwesen noch
gesund und intakt ist, sondern die Tatsache,
daß der Staat diesem Sinken bei uns nicht
mehr Einhalt zn gebieten vermag, daß er

gezwungen ist, die Notenpresse immer weiter
in Bewegung zu setzen und dadurch der Ent»
Wertung immer weiteren Vorschub zu leisten.
So ist es gekonnneu, daß das deutsche Geld
im Ausland 30« Proz. unter der Friedens»
Parität steht, d. h. 3 Mk. zurzeit eigentlich
noch weniger wert ftnd, als früher 1 Mk.
Dem entspricht aus der anderen Seite ein

ungeheures Go^gio, eine immer größer
werdende Differenz Mischen Papier und
Metall.

Diese Geldentwertung hat zur Folge,
daß der Staat aus eigener Kraft immer
weniger fähig wird, im Auslande genügend
Nahrungsmittel einzukaufen, um die Be»

vAkerung zu ernähren und genügend Roh»
stoffe, um die Industrie zu speisen und in

Gang zu setzen. Er kann es noch, aber untsr

unerhörten Opfern und durch Mittel, die

seine finanzielle Abhängigkeit weiter ver»

mehren. Das Reich ist als« nur imstande,
um den Preis eines gewaltigen Einsuhr»
zolls, den eS dem Auslande gegenüber zu
entrichten hat, und der in hohem Maße
prohibitiv wirkt, einen Import überhaupt
zu ermöglichen.

Der maskierte Staatsbankrott kommt
weiter zum Ausdruck tn der Bewertung
der Kriegsanleihen. Es gelingt nicht mehr
durch staatliche Intervention den Kurs zu

halten. Allerdings zahlte vor dem Bekannt»
! werden des Vorfriedensvertragsentwurfs die

Reichsbcmi für kleine Beträge noch «nett

Preis von 87A Proz. Seit dem 26. Mai
aber beträgt der Aufnahmekurs nur noch
80 Proz., und Mar für Beträge von 2000
ME., wobei der Verkäufer nachzuweisen hat,
daß er Zeichner der Anleihe war. Im freien
Markt notierten die Kriegsanleihen damals

nicht diel über 8« Proz. Am 20. Mai war

der Kurs auf ca. 73 Proz. gefallen! Es ist
mit Sicherheit anzunehmen, daß er weiter
sinken wird. Damit tritt eine automatische
Verminderung der Anleiheschuld ein.
Nehmen wir einmal an, der Kursabs^ll
würde 30 Proz. betragen, bann würde die
mchezu 100 Milliarden Rck. Schuldverschrer»
düngen nur noch 70 Milliarden wert sein und
diese Verflüchtigung ungeheurer privater
Vermögensbestandteile würde ohne jede offi»
zielte Annullierung gleichsam von selbst,
durch das Wechselspiel bon Angebot und
Nachfrage, vor sich gegangen sein.

Aber auch in bezug auf die Verpflichtung
des Reichs, die Kriegsanleihen zu verzinsen,
Verden bereits die ersten Symptome des
Bankrotts sichtbar. Jn dem neuen Steuer»

Programm der Regierung befindet stch eine

Ivproz. Kapitalertmgssteuer, deren Er»

geimis auf 1,3 Milliarden geschätzt wird. Das
bedeutet eine effektive Hernntersetzung der in

Schuldverschreibungen verbrieften Staatsver»

pflichrungen um ein Zehntel. Der bis 1924
als fest garantierte Zins der Kriegsanieihe
bleibt zwar nominell auf 5 Proz. bestehen,
in Wirklichkeit aber beträgt er, wenn die
Steuer eingeführt wird, nur noch tA, Proz.
und das ist sicher erst der Anfang de? Zins»
reduktion; denn der Riesenbetrag ist aus die
Dauer nicht aufzubringen.

Der verschleierte Staatsbankrott tritt
weiter in der Impotenz des Reiches und der

Einzelstaaten zutage, das Gehalt ihrer Be»
amten mit den veränderten wirtschaftlichen
Anforderrmgen in Einklang zu bringen.
Die Festdesoldeten sind die speziellen Leid»

tragenden der neuen Zeit. Denn der

Staat, der die Garantie eines gewissen
»tnnckarck ok like seiner Beamten libernom»

men hat, ist nicht mehr imstands, seiner Ler»

pflichtung zur Aufrechterhaltung desselben

nachzukommen, ihnen ein Gehalt zu zahlen,
das in einem erträglichen Verhältnis zu den

Preisen der Lebensnotwendigleiten und den

Anforderungen ihrer Lebenshaltung steht. Die
Regierung hat das auch offen zugestanden.
So heißt es z. B. in einer Erklärung des

preußischen Ministers der öffentlichen Ar»

betten an den Deuffchen Eisenbohnerverband
(Mai 1913): „Angesichts der schwierigen
Lage, in der sich gegenwärtig der weitaus

größte Teil der Bevölkerung befindet, ist
das Streben der Eisenbahner nach einer

Verbesserung ihrn wirtschaftlichen Verhält»

nifse als durchaus berechtigt anzuerkennen.
Dies auf dem Wcge einer Erhöhung deS

Einkommens herbeizuführen, ist aber tur

den Staat unmöglich. Die hierzu erforderlich
werdenden Mittel aufzubringen, ist er ganz»

lich außerstand«." Jn dieser Begründung
liegt nichts anderes cüZ das Eingeständnis
des Bankrotts.

B!e Angestellten zum Gesetz¬
entwurf über Betriebsräte.
InBerlinhat am 3. Juni eine Riesen»

Versammlung kaufmännischer Angestellter
folgenden Beschluß gefaßt:

„Die von vielen Tausenden besuchte
Versammlung des Zentralverbandes der

Handlungsgehilfen gibt ihrer Entrüstung
darüber Ausdruck, daß die Regierung chr
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Versprechen, einen Gesetzentwurf über Be»

triebsräte vorzulegen, nicht eingelöst hat.
Der als Gesetz über die Betriebsräte be»

zeichnete Entwurf verdient diesen Namen in

keiner Weise: er ist nichts als «ine Verhöh.
nung öer Angestellten, die einen Ge»

setze ntwurf verlangen, der ihnen
SaS volle M i tbe st im m u ng s recht
bei der Regelung der Lohn» und Arbeitsver»

Hältnisse und bei der Produktion und «em

Warenabsatz zugesteht. Die Angestellten
lehnen es ab, fernerhin nichts weiter als

die Lohnsklaven der Unternehmer zu sein."

Eine am 1. Juni 1919 tagende Konse»
renz der rheinisch-westfalischen
Ortsgruppen des Zentralverbandes der

Handlungsgehilfen erhob „gegen den Re-

gierungsentwurf über die Betriebsräte

schärfsten Protest, weil die Regierung
die Interessen des Kapitals höher wertet sls

die Rechte der Angestellten und Arbeiter.

Das gleiche gilt von der geplanten Regelung
des Mitbestimmungsrechtes der Anaestellten.
Denn es genügt nicht, dasz die Betriebsräte

nur bei Regelung der Lohn» «nd Arbeits»

Verhältnisse, bei Entlassung, Einstellung
und Beförderung der Angestellten und Ar»

heiter mitwirken. Wir fordern volles Mit»

bestimmungsrecht im Arbeitsverhältnis und

in der Gütererzeugung und »Verteilung unter

der Voraussetzung, dasz Aufhebung der Aus»

beutung dMch Uebnftihrung der Prodnk»
tionsmittel in die Hände der Gesamtheit
letztes Ziel ist."

Ueber die Betriebsräte in den

Genossenschaften wurde beschlossen:

„Die Konsum» und Produktivgenosfen»
schaften haben sich von ihren ursprünglich ge»

steckten Zielen entfernt und fich immer mehr
der kapitalistischen WirNchaftswei.se ange»

paßt. Das Mitbesftmmungsrecht der Tnge»

stellten, Arbeiter und der Mitglieder ist
immer mehr eingeengt worden zugunsten
der Verwaltung und Geschäftsführung.
Durch die Revolution ist die Frage der So»

zislisierung und Vergesellschaftung der Pro»

duktionsmlttel, der Betriebe, Monopole «.

dergl. in den Vordergrund des allgemeinen
Interesses gerückt, und ist zum Brennpunkt
aller Kämpfe geworden. Dieser Erscheinung
können sich auch die Genossenschaften nicht
entziehen. Uni den sich vollziehenden Prozeh
der Sozialisierung zu beschleunigen, ist eine

grundlegende Umgestaltung des gesamten
Verwaltungsapparats erforderlich Zu diesem
Zweck ist die Bildung von Betriebs» mrd

Bezirksräten notwendig.
Die Aufgaben der Betriebs»

Röte sind:
1. Vorschläge in ib^triebsanaelegenheiten

jeder Art gu machen.
L. Das MtbestimmuNgSrecht bei Einstellung

«nd Entlassung don j^schöftigten, Mitwirkung
bei Festsetzung der Lohn» und Ar!beitSverlKltniffe.
Abschluß bon Tarifvertrögen, Festsetzung »nd

Regelung der Geschäfts» «nd Arbeitszeit in den

Verkaufsstellen uud übrigen Betriebszweigen.
S. Mitwirkung beim Einkauf i»n Waren »nd

bei Festsetzung der Verkaufspreise, mfolgedefsen
Vmsicht in die Fakturen.

4. Bei eigener Produktion Nachprüfung der

Kalkulation durch den Betriebsrat und V«nahme
der evtl. vorgeschlagenen Aenderungen.

K. Teilnahme don Vertretern des Betriebs»

LateS «n sämtlichen Verwaltungssitzungen, d. h.
«N Vorstands», AussichtSratS» und gemeinschaft«
lichen Sitzungen, sowie an Einkaufs» und Ver»

Kindstagen.
Um die Durchführirng dieser Grundsätze

Kl kleinen Genossenschaften zu erleichtern,

ist die Bildung von Bezirksräten zu empfeh»
len. Diese setzen sich zusammen aus Vertre»

tern der einzelnen Betriebsräte. Das Ziel
der Bezirksräte soll sein: die Zusammen»
fassung kleiner Genossenschaften zu einheit»
lich wirkenden, leistungssähigen Vereinen."

Vom Gesetzentwurf üösr bis

Betriebsräte.
Die im Reichsarbeitsministerium einge»

setzte Kommission zur Beratung des Vorent»

Wurfs über ein Vetriebsratsgesetz hat — so
wurde halbamtlich unterm 19. Juni ge»

meldet — in fünftägiger Sitzung ihre erste
Lesung beendet.

Von Unternehmerseite waren u. a. an

den Verhandlungen beteiligt Herr v. Sie»

mens, Dr. Tänzler, Dr. Roesicke, Dr.-Jng.
Sorge. Direktor Mosler, von seiten der Ar»

beitnehmer Silberschmidt, Fnaß, Baldrusch,
Thiel, Aufhäuser, Lange usw. Eine An»

Näherung der Auffassungen haben die Be»

ratungen noch nicht gebracht und die Re»

gierungsvertreter beschränkten fich darauf,
don ben kritischen Bemerkungen und Anre»

gungen der Arbeitgeber nnd Arbeitnehmer,
die meist in entgegengesetzter Richtung liegen,
Notiz zu nehmen. Jn der Wa h l r e cht S»

frage verlangten die Arbeitnehmer eine

wesentliche Herabsetzung der Altersgrenze,
die Unternehmer umgekehrt eine Herauf»
setzung. Seitens der Angestelltenvertreter
wurden verschiedene Vorschläge gemacht, um

den besonderen beruflichen Bedürfnissen der

Privatangestellten im Rahmen des Gesetzes
Rechnung zu tragen. Die Bedenken der Ar»

beitgebn zum Ausbau der Betriebsräte gin>
gen vorwiegend dahin, daß durch den nach
dem Entwurf möglichen häufigen Wechsel
in der Zusammensetzung der Betriebsräte

eine dauernde Unruhe und Störung der

Produktion eintreten müsse, während
wiederum der radikale Flügel der Arbeit»

nehmer ben höchsten Grad von Beweglichkeit
für die Wahl und Abberufung der Betriebs»

ratsmitglieder forderte. Der Vertreter der

Landwirtschaft äußerte grundsätzliche Beden»

ten, das Gesetzüberhaupt auf ferne Gewerbe

auszudehnen.

Auch über die Befugnisse derBe»
triebsräte ist eine Klärung noch nicht
geschaffen. Dn Segriff des „Mitwirkens"
wird einstweilen von den Arbeitgebern und

Arbeitnehmern «och recht verschieden nusge»

legt. Die freien Angestellten verlangen
in allen Fällen eine entscheidende
Mitwirkung. Sine besonders tiefe Kluft

zeigte sich bei der Beratung über den »irr»

schaftlichen Ausgabenkreis. Die Unterneh»
mer glauben die Verantwortung sür di«

Produktion nicht tragen zu können, wenn

ihre Enrschließungsfreiheit in der Betriebs»

leitung beengt würde. Sie wünschen daher,

daß das Mftbestimmungsrecht in der Haupt»

suche nur auf die Gestaltung der Arbeits»

Verhältnisse ausgedehnt wird. Dagegen vsr»

langten die Vertreter dn Arbeitsgemein»
schaft freier Angestelltenverbände, daß bem

Betriebsrat eine gleichberechtigte Mitwir»

tung in der Werkleitung und eine Kontrolle

der gesamten Betriebsführung zustehen solle.

Diese weitgehende Forderung nach einer un»

mitteilbaren Einflußnahme der Betriebsräte

auf die Produktion selbst wurde von den

übrigen Vertretern der Angestellten und

Arbeiter nicht unterstützt.
Die zweite Lesung ber Kommission

dürfte in etwa vierzehn Tagen beginnen.

Verrat der Erwerbslosen durch
den O. H. V.

Zu der unter dieser Vorschrift in Nr. 10

tntchaltenen Mitteilung sendet uns Herr Mfred
Biller folgendes Schreiben:

..Die Behauptung in Nr. 10 der »HandlungS»
gehilsen-Zeitung" in der Notiz „Verrat der Ev»

««rbsioscn durch den D. H. V.', dnsz meine

Partei die Wschafsung der ErwerbÄoseiisursorg«
überhaupt verlangt hätte, ist unwahr. Wahr ift»

dasz meine Partei und auch ich in der Hamburger
Bürgerschaft dcm über die reichsgesetzliche Höchst»:

grenze hinausgehenden Unterstützungen zuge»

stimmt haben. Alfred Diller."

Dazu schreibt unS Kollege Ehrenteit»,
Hamburg:

„Zur Berichtigung des Herrn Alfred Dill«

HKÄchllich der Noriz »Verrat der Erwerbslosen

durch den D. H. V." bemerken wir, dafz di«

öeu^chnationale Partei anläßlich der Bürger»

schaftsivahlen ein Flugblatt herarisyegeben hat,
in denn sie fich gegen die Gewährung einer Gr»

werüslosenunterstützung überhaupt «uSspricht mit

dem Hinweis „Wcr nicht arbeiten will, soll auch

mcht essen".

Anläßlich der Erhöhung dcr Erwerbslosen,»

fürsorge hatte sich in der b/vnburgischrn Bürger»

schaft .Herr Dr. Jaeobsen nicht nur gegen die

Erhöhung der Erwerbslosenfürsorge, sondern

gegen deren Beibehaltung überhaupt ausge»

sprochen. — Die Erhöhung wurde trotzdem be«

Schlossen. Dagegen frimu«ten Nechtsanwalt Dr.

Jacob sen, Frau Schaper, Dr. Kock «nd Alfred

Diller, Verwaltwngsmitglved des D. H. V. —

Ich habe das durch einen Zwischenruf in der be»

treZsenden Bürgerschaft^ tzung sofort festgestellt.''

Karlsruhe.
Die Ortsgruppe in Karlsruhe, die nach

der Revolution noch knapp über 100 Mit»

glieder zählte und heute bereits aus 1590 an»

»Mvachsen ist, hatte imturgemäß alle Hände
voll Arbeit, mn die «n sie herantretenden

Wünsche nach Geh«ltsdeweg!ungen zu er»

stillen. Eine große AirKcchl sehr günstiger Gs»

haUsnMungen konnten darrchgeseyt werden.

So sind zu nennen die Ware^äuser

Seschw. S«sps, wo «meut Gehaltsver»

besserungen in Höhe von 3S und Proz. ss»

wie Zxie Auszahlung eines Monatsgehalts alH

Ansch^ffungsdeihilse bturchgesetzik wurde. —

Bsi der Firma Hermann Ti«h wurden

Mr etwa 250 AMestellte die gleichen Prozente
wie dei Knopf erzielt. — Bei Geschw.

Knopf, Engrosgeschäft, wurden Gehalts»
amsbesserungen von SO bis 80 Proz. durch»

gesetzt, fowie noch besonder« Zungen für die

Verheirateten. — Im Konsumverein

Durlach wurden ebenfalls erneute Gehalts».

Nllagen von M bis 40 Proz. herausgeholt.

Besonders schwierig gestaltet«, sich di«

GehMsvnhandlungen mit dn Firma Für»
b«rei u. Chemische Waschanstalt
vsrm.Ed.PrintzA. G. Hier destoende«
in Bureau «nd Erpedition noch zscmJ krau»

«g« Bezahlungsvnhältniss«. Die nnter den

schwierigsten Verhältnissen durch den Sol»

legen Schneider geführten Vertzandlungen er»

gerben jedoch eine G^altsverbesserung von

110 Proz. mrf die im März 1S19 gezahlten
Gehälter. Ferner die Festlegung der Lehr»

lingssätze auf 3«, M und 90 Mk.: weiter die

Vneindarung des Urlaubs bon ein bis drei

Wochen. Gleichzeitig murden diese Gehalts»
cmsbesserungen von 110 Proz, such für die

Filialleiterinncn vereirvbart.

Ganze Dutzend« kZeinern Gehaltsbewe»
anngen, die durch das Eingreifen der OrtS»

gruppe ihre Erledigung fanden, beweisen,
wie notwendig die Anstellung eines OrtS»

beamten war, sin Posten, der nun durch den

Kollegen Oberle am IS. Mai besetzt woy,

den ist,
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Der Gewerkschaftsbund kaufmännischer
Angestelltenverbände Hai wiederholt, ver»

sucht, sich in die Verhandlungen über den

Reichsiaris der Versicherungsangestellten zu

drängen. All diese Versuche sind von den

kartellierten freigewert^chaftlichen Ange»
ftelltsnverbänden abgeschlagen worden' denn

der Gewertschoftsbund konnte nicht den

NaäZweis erbringen, daß er eine erhebliche
Anzahl von Versicherungsangestellten oer»

tritt. Die wenigen Mitglieder, die aus der

Versicherungsbranche bei ihm sind, denken

größtenteils gar nicht daran, ihn als ihre
Interessenvertretung anzusehen und sind

nur noch Mitglied, wer! si? infolge der mebr

als terroristischen KündigungSbeftimmun»
gen diesen Berbändsn noch nickt den Rücksn

kehren ,'onnlen.

Die Arbeitgeber wollen aber den

GewerkicKiMSbund nicht missen, zumal sie

auf ihn uiivrünglich so große Hoffnungen
geseM harren. Die. Arbeitgeber beantragten
dabei oeirri Einigungsann des Kaufmanns»

germn« Berlin einen Schiedsspruch zu der

Frage, ob her Gewerkschaftsbünd mitver»

handeln soll. Dieser Antrag ist dann beim

Reicksarbeirsrnrnisterrum gelandet, das dann

folgenden Bescheid gegeben hat:

Der Ne'ck^rtseNsrmnMi«.

«eriin NW. «. den 24. Mai 1919.

üuis««,tr. W«4.

l L 74 ll An-z.

Dos unter dem 3, Mm !NS «in das Smi-

Aingsumr «es KaufmannKgerichrs gerichtete
Schreiben ist an den Schliattunqsausschus; Grchz-
Beriin und vom diesem hierher atsgs^?t>Ln Worden.

Ich oerrnau aber in tzer Angelegenheit nichts mehr

zu oerun^isen, da der Tarlfverrraa, wie mir be¬

kannt geworden ift, inMiseben ohne die Bererli»

aung i>es WewerKchaftKbundes tauimäikmicher Än»

aeftelltenverbönSe MM Abschlu« Külangt ist Das

Neichsarbeusmintsterium «ririt? den Stand¬

punkt, das? Tarifverträue, irelche ine Arbeitsver»

hältnifse ,rros;er BsrurK?re!s> für das Mn,^e

Neichsgettiet einheitlich vsgeln, sich tunlichÄ auf
die Mirmirknng und Zustimmung aller mir einer

«lieblicher. Iah! von Mitgliedern betsilifften Be»

rufsuerkink» stützen soll«n. Ich Würde es da¬

her begrüßen, wenn sich der nach¬

trägliche Beitritt der am Vertrags-
fchluh nicht beteiligten Angestell¬
ten oe rb ii n de erreichen ließe.

«n se„
^z. Bauch.

Vrbeikgeberverbsnd deutschsr
Bersich-rungsunternehmirngen

Berlin,

Der Herr Reichsarbeitsminister putscht
also die Arbeitgeber gegen die freien

Angestelltenverbände aus!
Wir glauben jedoch nicht, daß sich die

Versicherungsangestellten von dem von ihnen
als richtig erkannten Standpunkt durch
diese Einmischung abbringen lassen. Hinter
den Verbänden des GewerkschaftSbnndes
steht eben kein nennenswerter Teil der

Versicherungsangestellten und daher hat er

auch kein Recht, fich da hineinzudrängen.
Was die Angeftellten vom Gemerkschafts»
bund zn erwarten haben, geht doch deutlich
aus der Tatsache hervor, daß das Er»
reichte über die Forderungen dss

Gswenksckzastsbundes hinausgeht.
An der Tatsache, daß der Gewerk»

schnftsburid nichts bei deu VersicherungS»
angestellten zu suchen hat, wird auch das

Reichsarbeitsamt nichts ändern. Wir werden
uns auch in Zukunft nicht vorschreiben lassen,
mit wem wrr zusammen verhandeln, auch
nicht vom ReichsarbeitLministerium.

München.
Welche Hoffnungen Verschiedene Un»

ternehiner in öie dnrch den Einmarsch
der Regierungstrupoen bedingte Militär»
diktatur setzten, beweift folgender Vorfall:
Der zweite Borsitzende der Ortsgruppe Mün»

chen des Zentralverbandes der Hcinölungs»
gehilfen, öer als Beamter der Lebensversiche»
rungsgeiellschaft Oesterreichischer Phönix.
(Zweigniederlnffung München) zugleich Ob»
mann des Betriebsrats rn dieser Firma ist,
wurde am Donnerstag, den 3. Mai, in das

Direktionsbureau gerufen, mo ihm Dr.

! Bezzenberger erklärte, daß er seine Tätigkeit
! sofort einzustellen unö das Haus innerhalb

i 15 Minuten zu oerlmien habe. Auf das Er»

suchen des Gemarzregeiren um Bekanntgabe
der Gründe wuröe ihm rede Auskunst ver»

wergerl. Der von dem Vorfall Zofort in

Kenntnis geseyle erste Vorsitzende des Zen»
traweroarides beciab sich augenblicklich m die
Räume genannter Gesellschaft, wo er erst
rmch langem Warten vorgelassen wurde. Die

Direktion lehnte möes jegliche Verhandlung
mit dem Vertreter oeS Verbandes ab. Dar»

authin wurde erne kurze Besprechung des Be»

triebsrcrts angeordnet; ehe dieser i«dcich tr»

gerrowsicde Beschlüsse fassen konnte, ersLne»
nen von der Direktion herbeigerufene Kri»

mnmlbecimte der Volizeidirekrion München,
um den ^maßregelten wegen Vaustrleöeris»

bruches zu verhaften, der darin zu erblicken

fei, daß e? die ihm gegebene Frist von lS

Minuten überschritten habe. Auf diesen
Vorfall hin verließen sämtliche Angestellte
der Gesellschaft Sie Arbeitsräume, um zu
diesem unerhörten Vorkommnis m einer Be»

triebsveriammlung im Gemerkschaftshvuse,
zu der auch zaplreiche Angestellte anderer

Versrch'rungscleiellschaften erschienen waren,

Stellung zu nehmen. Es murde beschlossen,
eins Kommission nach der Stadrkommandan»

tur zu entsenden, um zu veranlassen, daß
energische Schritte unternommen werden, die

den von der Maßregelung betroffenen Kolle»

gen rehabilitieren und Wiederholungen der»

artiger Vorkommnisse von vornherein un»

möglich machen. Der an der Stadtkomman»
dantur tätige Regierungsvertreter billigte
das Vorgehen der Gewerkschaft und der An»

gestellten und versprach, im Einvernehmen
mit dem neuen Stoatskommisfar Dr. Ewin»

ger alles zum Schutze der Angestellten Not»

wendige zu tun. Im weiteren Verlauf wurde
die Angelegenheit infolge Eingreifens der

Staötkommandantur zugunsten der Ange»
stellten entschieden. Die Arbeit wurde so»
fort wieder aufgenommen, der entlassene Be»
rriebsrat muß wieder eingestellt werden.

Von der Stadtkommandantur wurde hierzu
folgende Verfügung erlassen:

Auf Grund des Wahlprotokolls vom 15.
November 1918 ist Herr B. mit 126 Stirn»
men zum Betriebsrat des Oesterreichischen
Phönix in Wien, Zweigniederlassung Mün»

chen, gewählt worden. Die Kündigung t>zlm.
Entlassung des Herrn B. widersprach damit

dem Gesetz vom 23. Dezember 1918 und war

nlso unstatthaft. Nach der Verfügung des
Siaatskommissars vom 8. Mari 1919 sind zu
unrecht vorgenommene Entlassungen sofort

rückgängig zu machen und der entgangen?
Lohnverlust zu «Hetzen."

Der GMerffchaftsverein München faßte
i« seiner Delegierienversammlung vom

8, Mai folgende durch Kollegen Bechert be»

antragte Entschließung:

„Der Gewerkfchaftsverein München ver»

urteilt auf das schärfste die Fälle von Be»

triebsräte»Maßregelungen, wie sie in ver»

schiedenen Fällen vorgekommen sind. Ins»
besondere wird den Angestellten der Lebens»

Versicherungsgesellschaft Oesterreichischer
Phönix, die sich um die Anerkennung ihrer
Betriebsräte im Streik befinden, die vollst«
Sympathie ausgesprochen."

Sämtliche Münchener Angestellte der

Hamburg-Mannheimer Versicherungsgesell»
schaft — die Münchener Bureaus unterstehen
der Zweigniederlassung Berlin — erhielten
gleichlautende vom 12. Mai 1919 datierte

Schreiben, worin ihnen aus „organisatorischen
Gründen" zum 30. Juni gekündigt wird,
ebenso die Angestellten in Augsburg, Regens»
bürg usw. Mit einer Unverftorenheit, die

selbst an dieser berüchtintm, als Raubwild im

deutschen Versicherungsgewerbe zu betrachten»
den Gesellschaft noch überrascht, wurden diese
Wnoigungssckreibm vorbereitet, um sofort in

dem Äugenblick, als die Arbeitgeberkonferenz
den Reichstarif angenommen hatte, versandt

zu werden. Zu den Briefen an die außerhalb
Münchens wohnenden Angestellten wurden

dem Leiter des Münchener Bureaus sogar be»

reitS adressierte Briefumschläge mitgeliefert,
um die Sendungen ohne eine MintrteLZerzöge»
rung sofort weiterleiten zu können und noch
rechtzeitig vor Ablauf des Kündigungstermins
in den Besitz der Angestellten gelangen zu

lassen. Formell ist auch den beiden „Direk«
toren" der Münchener Geschäftsstelle gekün»
digr worden, sie wurden aber gleichzeitig zu
einer sür den 2l>. Mai anberaumten Beratung
nach Berlin berufen. Angeblich soll die Ber»
liner Zweigniederlassung, die unter Leitung
des aus der sozialistischen Tagespresse vekcmn»

ten. aus Schweden gebürtigen Direktors Ha«
marstrcmd steht, auch einem großen Teil ihre?
Berliner Angestellten gekündigt haben. Di«

Gesellschaft glaubt, dadurch schlau und unan»

greifbar zu handeln, daß sie ihre Berliner

Zmeicmiederlassung, die bisher als selbständig«
juristische Person Verträge abschloß, einfach
auflöst. Der Angestellten, denen man plötzlich
nach dem Reichstarif wesentlich mehr zahle«
müßte als bisher, hofft man. auf diese Art

ledig zu sein. Jn Wirklichkeit bestehen d«

Kündigungen nicht zu Recht, weil sie entgege«
dem Z 8 des Neichstarifvertrages ohne Zu»
stimmung des Angestelltenausschusses bzw. des

Mehrheit der Angestellten erfolgt sind; eis
der Verordnung vom 23. Dezember 1918 ent«

sprechender Angestelltenausschuß konnte hier
mangels einer genügenden Anzahl Wahlberech»
iigter nicht gebildet werden. Das von dem

Vorfall in Kenntnis gesetzte Demobil»

machungskommissarmt München erklärte, eine

Verletzung des Neichstarifs würde unter kein««
Umständen geduldet meiden, zumal der 8 I

noch ausdrücklich Vorsorge treffe für Gesell»
schaften, die einwandfrei nachweisen, daß die

Tarifsätze wirklich ihre Leistungsfähigkeit über»

steigen. Weitere Maßnahmen gegen die Ham»
burg-Mannheimer wurden veranlaßt.

Am 19. Mai tagte in der Schwabinger
Brauerei zu München eine vom Zentralver»
band der',tzandlungsgehilfM (Sektion der Ver»

sich<:rungsangestellten) und vom Verband de?

Deutschen Versicherungsbeamten einberufene
Vmammlung, die einstimmig folgende Ent»

fchließunci faßte: „Die versammelten Versiche»
rungsangestellten Münchens sprechen nach An»

hörung des Berichts des Kollegen Dr. Voll»

brecht den Vorständen und Beamten der dr-i
kartellierten fre^
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verbünde, die an den Verhandlungen über

die Aufstellung des Reichstarifs mitwirkten,

sowie den übrigen Kollegen in der Meichstarif»
kommisfion ihren Dank für ihre aufopserungs»
volle Arbeit aus. Sie ersuchen die drei Ver»

bände, das geschaffene Werk durch Ausdehnung
des Tarifvertrags auf die Betriebe der selb¬
ständigen Generalagenten und durch Regelung
der Verhältnisse der Außenbeamten raschestens

zu vollenden, und Versuchen der Arbeitgeber,
sich ihren Verpflichtungen durch Z 8 des Tarif-
Vertrags widersprechende Kündigungen zu ent-

ziehen, wie es z. B. die unrühmlichst bekannte

Hamburg-Mannheimer Veisicherungs-Gesell-
schaft in großer Zahl vorgenommen hat, auf
das schärfste entgegenzutreten."

Fachgruppen.
Die Organisationen der kaufniännischen

Angestellten sind recht mannigfaltig, 'Da gibtZ
deutschnationale, neutrale, christliche,katholische
nnd natürlich auch evangelische Handlung^
gehilfenverbände. Und dis Unternehmerver^
bände werdcn ein befriedigendes Gefühl nicht
unterdrücken können, Saß die Angestellten sich
auch heute noch diesen kaleidoskopischen Luxus

gestatten. Lnrus, denn was ist es anderes?

Gibt es etwa christliche, dentschnationale Unter-

nehinerverbänds?

Abcr den Handlungsgehilsen genügen die

Rassen- und relicnSsen Spaltungen nach nicht,

sie brauchen selbständige „Fachgruppen". Wir

haben bereits viele solcher Fachgruppen: die

Buchyondlungsgchilfen, die Konfektion, die

Putzbranche, Drogcnbranche. Neuerdings wird

in dem Unternehmerblatt „Die Gummi¬

zeitung" ebenfalls Stiinmmig gemacht für
einen „Fachverband für Angestellte der

Gummi-, Guttapercha-, Asbestindüstrie, sowie
deren Hilfs- und Nebenbranchen".

Dazu müssen die aufgeklärten Hand«
lungsgehilfen Stellnng nehmen. Die Bildung
und das Bestehen von selbständigen Jachver¬
bänden liegt nicht im Interesse der Haud-
luugsgehilsen, sondern lediglich im Interesse
der Unternehmer. Fehlt es an „sachwisscn-
schastlichem" Nachwuchs, so haben heute die

Unternehmer das größere Interesse, einen

solchen heranzubilden. Das ist dem Unter»

nchuier möglich durch Einrichtung von fach¬
wissenschaftlichen Kursen, Fachzeitung?n usw.,
etwa in der Weise, wie die Großeinkaufs-Ge¬
sellschaft deutscher Konsumvereine ihren Ange¬
stellten die „Konsulttgenossenschaftliche Rund»

schau" kostenlos zustellt. Dazu bedarf es aber

keiner „Fachgruppen", so wie die Herren
Unternehmer sich das d?rcken.

Derartige Fachgruppen wirken kräftezer-
splilternd und sind deshalb verwerflich. Nicht

in der Krästezersplittcrung, in der Kräfte,
sammlung liegt die Stärke des Hand-
lungsgehilfen, nur ein starker Zentralverband
!.mn nns das wirtschaftliche Rückgrat sein. Ml>

am sich innerhalb unseres Verbandes ein¬

zclne Berufsgnippcil zusammenfinden zur

Forderung der Fachwissenschaft. Das wollen

die Drahtzieher in der „Gilmmizeitimg" na¬

tiirlich nickt, denn ihr Wer? ist ein Werk der

Unternehmer, nicht zum Nutzen, sondern zum

Schaden der Handlungsgehilfer!.
BerthM Bauer.

Fn Nummer 8 ber Handlungsgehilfen-
Psitung wurde noch einem Bericht don Ansang
März mitgeteilt, dasz die Ortsgruppe Aachen 120

Mitglieder Höhle. Nach kaum ^monatlichem
Bestehen «m 15, Mai waren es bereits weit ?wer

S00 kommen tagtäglich Neuanmeldungen

Hnrzn, so dah in erbfchbarex. Zeit das erste
Tausend erreicht sein wird.

Den ersten Erfolg hatte die junge Orts¬

gruppe im April, indem mit den GefchästL-
ftihrern der Kauf, und Warenhäuser
Leonh. Tietz, Kaufhaus Hammonia und Gebr.

Kaufmann ein Vertrag, gültig bis 31. Dezember
1919. getätigt wurde, wonach die «eidlichen «ore

männlichen Anaestellten ab 1. April d-.s zu ISS

Mark Gehalt eine Zulage von SV Proz., von

ISI—200 MZ. Gehalt eine Zulage von 53^ Proz,
von 201—350 Mk. Gehalt eine Zulage von LS

Prozent, über Wl> Mk. Behalt eine Zulage von

IS Proz., ausserdem eine Entschuldungssumme
»on 1LS—SD« MZ. erhalten. Verheiratete er»

hatten zu obigen Sätzen S Proz. Ssnderzulage.
Sodann ist die Ortsgruppe des öfteren an

die Stadtverwaltung wegen Aufbesse¬
rung der Bezüge der HiifSan gestellten
herangetreten. Gemäß Beschluß der Ttadt-

oerordnetensitznng vom 9. Mai 1V1V erhalten die

»ilfsanoestellten rückwirkeud ab 1. April bis¬

heriges Gehalt ISO M!. bzw. 180 Mt. slus Teue¬

rungszulage 1«) Mk, sür Angestellt öiZ 21

Jahren, 12S Mk. bis 28 Jahrcn, 150 MZ. bis SS

Jahren und 175 MZ, über 3S Jahre, !?dig oder

verheiratet. Der, städtischen Beomien und ftcin-
digcn Angestelltrn wurden 1. höhere Teuerungs¬

zulagen, 2. Rückwirkung ab 1, "J^imar 1919,

3. Kinderzulagen von 40 Mi. pro Kiiid bewilligt.
Die Ortsgruppe hat gegen die unterschiedliche
BchandKrng schärfsten Protest eingelegt und ver¬

langt, daß den nichtständigen Aageftellieu eben¬

falls die beiden letzteren Punkte bewilligt
werden.

In der Eisenwaienoranche stehen
Verhandlungen inst den Inhabern' n>cgen Ge¬

haltsregelung, Arbeitszeit und Sonntagsruhe be¬

vor und hofft die Ortsgruppe «uf friedkicbe zu»

ftiedcnstellende Lösung. Jn den obigen Waren¬

häusern ist die vollständige >soranagsrühe seit
Ostern eingeführt.

Das überaus starke Anwachsen der OrtS»

gruppe dotuinenriert am besten, dssz auch in

Aachen, der Hochburg des Zentrums, dss Schlag¬
wort vom „sozialdemokratischen Zentralverband",
womit die alten Harmonieverbände, sowie der

Neichs-Lügen-Verband deutscher Angestellten
krampfhaft operieren, bei vernünftig denteilöen

Handlungsgehilfen und -gchilftimen mcht mehr

verfängt. Die Lachener Ängeftelltenschsft sieht
allmählich ein, daß sie Vom Standesdünkel nicht

satt wird, und daß ste die Vertretung ihrer wirt¬

schaftlichen Interessen nur einem Verband auf
fteigcwerkschaftlicher Grundlage andertrauen

kann. Dies ift einzig und allein der Zentral»
verband der Handlungsgehilfen. Auskunft er¬

teilen bereitwilligst und Anmeldungen nehmen

entgegen: Karl Spiertz, Vorsitzender, Viktoria-

straße 26, Emil Ferrh, Kassierer, AuMswstr. S9,

Heinrich Werten«, Schriftleiter. Mo^rftr, 1.

Aus öem Zeniralverbsnö

Düren. Die hiesige Ortsgruppe wurde «m

13, März gegründet und zöhlt bereits über zwei¬

hundert Mitglieder k210). Der Obmccnri ist Kol¬

lege Hubert Schloßmacher, Zlachener Str. 43,

Schriftführer Kollege Peter Kalt, Kuthsgasse 1,

Stettin. Jn der Mitgliederversammlung,
die am 21, Mai iur VolZshause stattfand, wurde

an «telle des zum Landrat von Ueckermünde er-

narmien Kollegen Franz Storch der Kollege Max

Georg Schmidt einstimmig zum Ortsgruppen-
Vorsitzenden gewählt. Die WelegiertenwalA zum

Vcrbandstag hatte folgendes Ergebnis: Der

Kollege Ohlhof erhielt ISS Stimmen, Kollege
Tchmidt 8 «stimmen, Kollege WaSksw Z Stim¬

men. Als Ersatzmann wurde in besonderem

Wcchlgong der Kollege Schmidt gewählt. Als

Delegierte zum Gewerkschaftskartell wurde an

Stelle des Kollegen Storch Kollege Schmidt, und

als neuer Delegierter der Kollege Franz Storch
jun. gewählt. Sodnnn berichtete Kollege Ohlhof
über den Stand der verschiedenen Tsrifbews»

guiigen.

Nmzöfchau

Tüs Verbszrd der deutschen Versiche»
rungöbenmten i<t aus seinem am L4. Mai in

Leipzig tagenden Verbandstage folgendem Ver»

trage einförmig zugestimmt:

«WereinigungSvcrtrag. Der Verband der

deutschen Versicherungsbeamten und der Zentral«
verband der Handlungsgehilfen vereinigen sich.
Der Zweck ist die Vereinheitlichung der auf frei»
gewerkschaftlichem Boden stehenden VersicherungS»
angestellten zu beruflicher Interessenvertretung
mit dem Endziel der Schaffung eines

einheitlichen G e s a m t v e rb ci n d e. S der

Angestellten. Der Einhsitsverbaiid ist par»

teipoliiisch wie religiös neutral.

Die Verwaltung der Mitglieder wird eine

einheitliche. Den überirommenen Mitgliedern
ves V. D. V. wird bei Gewährung von Lcistun»

geu die i« diesem Verbnnd Kurückgelegie Dauer

der Mitgliedschaft angerechnet.
Es wird aus allen Versicherungsangestellten

VeL Gesamtvcrbcindes die B e r us s a bt e i l u n g
der Versicherungsangestellten ge¬
bildet. Vor jedem ordentlichen Verbandstag ftn>
der ein ordentlicher B ertret« riagderHer»
s i ch e r u ng L u nge st e l l t e n statt, der sich nur

mit den besonderen Berufsangelegenheiten der

VersichecungsangesteSlen zn beschäftigen hat. Die

Berufsabteilung hat einen berufsamtlichen Lei»

ter, der im. Hauptvorstand des Gesamtserbandcs
sch und Stimme hat. Der Verireteriag der

Versicherungsangestellten schlägt diesen beamteten

Leiter der Berussaötnlung, der Versicherungsan¬
gestellten sor, der dann auf Z«m ordentlichen

Verbandstage zu wählen ist.
Die Leitung der Berufsabteuung hat die zen¬

trale Bearbeitung der Wahrnohmirng und Ver¬

tretung der beruflichen Interessen der Versiche¬
rungsangestellten und die Förderung dcr Einheit
ber Arbeit der örtlichen Bcrussabteilung zur

Ausgabe. Sie unterhalt die Mitteiluugs-
zentrale für die Betriübsräte im

Versicherungsgewerbe »nd gibt das

Mitteilungsblatt für die Betriebsräte im Versiche¬

rungswesen heraus.

Die Versicherungsangestellten in den einzel»
nen Orten werden in örtliche Berufsabieilungen
zusammengefaßt, die den Ortsgruppen unterste¬

hen. Die Vertretung der Versicherungsangestell¬
ten in ihren beruflichen Fragen obliegt den ört¬

lichen Berussabteilungen im Einvernehmen »iit

der Ortsgruppe und im Rahmen der Richtlinien
der BerufSabteilung des Gesamtverbandes,

Zur Besprechung der besonderen Berufsfra»

gen werden der Leitung der Bsrussabteilung min»

bestens zwei Seilen dcr Verbandszeit»
schrift deS Gesamtverbandes zugesichert. Es

soll später eine besondere sachwissenschaftliche
Zeitschrift sür das Versicherungswesen heraus«,»

geben werden. Bis dahin erscheint „Der Versiche»
rungsbeumle" unter dem Titel »Der Versiche»

rungsangestellte" weitem

Es hat eine Namensänderung des Verbau»

des stattzufinden,, sie muß spätestens bis 1. Ok¬

tober 1919 vorgenommen sein.
Die chis zu sieben) festangestellten Beamten

des Verbandcs der deutschen Versicherru:gsbeam»
ten übernimmi der Gcsamtverband mindestens zu

den bestehenden Vertragsbedingungen.

Die Uebernahme soll nach ersolgter Namens¬

änderung unter gleichzeitiger Rechnungslegung
über den Uebernahmebeftand «n Mitgliedern,
Vermögen wie Inventar erfolgen."

BsN'ammwngSKntteiZuttgen
I Vie Mitglieder werden un, zahlreiche Beteiligung «i d«,

^
'

Brraniwltüngcn gebeten!

Berlin.

Tageswanderung «n Sonntag. S. Juli, nach ?abn-

Hos Lrdmtz. Lehnitzsee, EchmucStenhageu, Hobe«!»erder«

Z>rtl«K, Bernöwe, Bahnhof Krr»zl>ruch. W«Itrccke
20 Kilometer, FaKrgeld 2,2« MI,. Abfahrt Stettm«

B?rortlmd7>öof S,NZ Uhr, Fühierer'ennungsseichen:
„Handlunsssoblttenzeiding'. Nur für Kaiieeülluse wird

e'ngelelzrt.

Ssmmrrfe« deS Bezirks Grsh»Ber<in am

Sonnabend, den S. August, ioi EtnS!i>i«nent

,Schloß ?Sö»ö»lz" z«m Besten des K'implsondS, Ein¬

tritt 1,Z0 Kinder frei. Karten ßrd in alle» Siyun»
«en, bei !»!: Funitioilürsn lind im K^rean ?il i/nbüii.

Gtellvngslof« «nb Steüsngsuchenbe:
D« ArK-it!<lochweis i«s Verbandes ift dem paritätischen
Ärbcttsnaebmeis der «todt Berlin «tugegliedert »vrden.

Die BewerKrr ftnd saH der dortigen GeschöflösleUe,

LUtoriastr, IS nmgnneldet ^inö werden gebeten, ficd in

«llen Vngelcgenbeiicn des NacI»»eiseS an dis Artige

Sdresse, relephommmmer Wvo!, S7Ll>/6i, in -»enden.

BltL«ahI:i!>a der kommunalen ErwerKsloseiiunier^
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pützung erfolgt nach wie vor tm VerSandsburecm, Kaiser»
Wilhelm-S!i, 2«. Bei Neuanmcldungen tn der Erwerbs»

losenunlerstützung müssen die Mitglied« von ihrer Ber»

bandsmitgliedschast dem Arbeitsnachweis Mitteilimg
machen.

Jnduitrtesektw». Die Bettichsr^rv-auenSIeute
wollen, sow^l noch nicht geschehen, ihre Adresten um»

gebend dem «erbandsburecm mitteilen und stch ccuber»

dem mit den Obleuten deS Bezirks, in welchem ihr ?e>

trieb liegt, t» Verbindung setzen. Diese Adresse» stnd

ebenfalls »om Verbandsbureau zu erfragen. Ebenfalls
wird dringend gebelen. Betriebsversammlungen bet der

Sektion anzumelden. Die Seltionsleitun«.

Sektion der Chirurgischen Branche. Jeden ersten
D«nner«tag im Monat SelttonSversamm»

lung in den Soxhienstle», SirchoKsaal.
abendS 7Z<> Uhr, Jeden levte» Dienstag tm Wsnat

Odmcinner-Berfammlung ebenfalls i» den

Sophiensälen. «ollzSblige« Erscheinen ist dringend not»

Wendig,

Wtkglieden»rsa»mlung Dienstag, de»

«. I « I > obendS 7 Uhr. in den GernmniasSIen,

Ehallsfeeltrafze iiv. 1. Beratung der zurückgestellten An.

träge. 2. Bericht vom Verbandstag. Referent: Kollege
»ublitz, », Dislnsswn. 4, Verschiedenes. EintriU

«ur gegen Vorlage d«S MrigltedsbucheS.

Bezrrksversammlungen finden ftatt:

Mittwoch, deu 2. Jnli, abends 7'^ Uhr;
Bez. «vaudau. Restaurant „Patzenhoser", Sttesowvlcch.

Vkj, ?rePtow>Bm.m>'chulcnweg. NeltauraM »Treplomer

Klause", Slsenftr. 27/S». Ecke Kieshoizitr, 1. Bericht.

erstllltung vom Verbandstag, 2. Diskussion. S. Ver»

bands- und Bezirksangelegenheiten.
Sez WeiKens«. Achtung! Neues Lokall »Berliner Hos'.

Anionolalz, 1. Vorlrag des Kollege» Sochaczewer:

Ernste und heilere Rezitattonen. 2. Geschäftliches.
S. Verschiedenes.

FunltianSisitzung jeden 1. Dienstag und teden ersten
»nd «weilen Srcitag im Monat im Lokal von Frantz,
Berliner Allee 2VK,

Karlen zum Sommernnchtsball <rm S. Juli mn Oranle»

See lins noch zu haben beim Kollegen Zieger. Lehder»
straße 71.

V«. KSnigswusterhansen.Wildan. «ben» iZH Uhr. Hotel
»Wühl", in Königswusterhausen. 1. Vortrag des

Herrn Oberlehrer harder: „Die inneren Krankheiten".
2. VerbandSllngeiegercheiten. 3. Verschiedenes.

Donnerstag, den 3. Juli, abends 7V2 Uhr:
Vez. Norden I (Rosenthalei Vorstadt—Gesundbrunnen).

Rosenthaler Hof, Rosentbalerstrafze 1K12, 1. Ver¬

bändsangelegenhciten. 2. Verschiedenes, 3. Wallone»

Abend (Lieder zur Saute und Rezitattonen, (Bor»
tragende: Margarete und Emil Walkotte,) —

FunktionSrsitzungen stets zweimal im Monat, und

zwar jeden 1. und 3. Montag nach der Bezirks»

sidung. Kolleginnen und Kollegen, die an der

Jnnenarbett und dem Ausbau des Bezirks interessiert
sind, werden gebeten, an diesen Sitzungen teilzunehmen.

Bez. Norde» II (Schönhauser Vorstadt). „Lambertz-
Fesisäle", Schönhauser Allee 129, Tagesordnung:
1. Vortrag über das Räreshstem. 2. Geschäft»
liches. 3. Verschiedenes. Nachdem gemMliches Bei¬

sammensein.
Ke». Norden NI (Oranienburg« Vorstadt—Wedding).

»Germania-FestsSle", Chausseestr. 11«.

Vcz. Nord.Ost, „Nnions-Fefffäle", Greifswalder Sttafze
221/222. Tagcsordnung: litterarischer Sb«nd,

Dichtungen für das Proletariat. Vortragender: Herr
Köhler.

Sr.. Nord.Weft. NW,-Hotel, Turmstr. 8.

Bez. Osten. Restaurant „Heinrich", Große Franffttrt«
Strabe 30 (am Slrausberger Platz). 1. Vortrag des

Kvllcgen Siebzig über: „Recht oder Selbsthilfe".
2. Verbandsangelegen Seiten. 3. Verschiedenes. Sonn»

tag, den IS, Juli, Ausflug nach Erlner. Treffpunkt
7.1 S Uhr. Echiesischer Bahnhof, Wadai. Ecke Koppen»
strafze,

»ez. Westen. „Nationukhof", Biilowstr. 37. Lichtbild»»
bortrag,

Sez, Karlshorft. GeseVchastshauS, Augusta-Viktoria»
Strafe 41. 1, Vortrag über: »Der NStegedanke und
die Angestellten". 2. Wahl der Bezirksleitung.
3. Verscbiedenes.

«ez. Kopenick. Restaurant »Kaiserhof", KSpenick, Grü»»
strafze 10.

«ez. Lichtenberg. „Logen>Kasino", Knorrpromenade S.

Bcz. Pankow—Niedrrschönhcinsen. Restaurant „Türkisches
Zeli", Panlow, Breitestr. lt. 1. Vortrag über: „Röte»
system und Mitbestimmungsrecht. 2. Verbandscmge»
legenheiten. 3. Verschiedenes. Nachdem gemütliches
Beislinimensein.

Bez. Ertner — Woltersdorf — Rtidersdvrs. Restaurant
Wichcrt. Berliners», 3.

Sez. Hohenschönhansen. „Wirtshaus am Orankesee".
1, Hermann Löns»Abend. Erzählungen aus Moor
und Heide. 2, Geschäftliches. Z. Verschiedenes. GSst«
willkommen! Karten zum Sommernachtsball am

K, Jnli sind zu haben beim Kollegen Dahnte, Gross».
l>ecc,e->?rrafze 11,2.

«ez.^ech>wkber,. »Natwnalhof", Bülowstr. 37, Licht»

»e,. Eichwalde. Restaurant „Friedrich», Bahnhofstr. 1.
Sez, Tegel. «estaurant .Lindengarten", Tegel. Bnl!«r

Strafze SS.

Freitag, den 4. Jnli, abends 7'/z Nhr.
vrz. Sltde». Restaurant „Saft Henne", Hosenbeide 4S<«

Ecke SichlesnoKe, 1. »ortrag de» Kollegen Stil,»»
mann: „Di, Betriebsräte'. 2. Diskussion. 3. Ser»
bandsangelegenbeilen.

v«. «üd-We». Restanrant „Lindenhof", Lindenstr. 1«.
1. «orirag: Russische Erlebnisse, Referent: Kolleg»

Kaufmann. 2. Diskusston. S. Berbandsangelegen¬
heiten, 4. Verschiedenes. Sonntag, den S. Juli,
Tagesausflug nach Mellen—Wünsdors. Abfahrt
7.4Z Uhr vormittags, MititSrbahnhof Kalonnenstrasze
(Schöneberg) nach Meilen. Wanderung, Spielen im

Walde, amerikanische Lotterte. Rudern, Baden. Für
Nachzügler Treffpunkt im Restaurant »Zur goldenen
Wiege' am Bahnhof Wünsdors.

Bez. SKd»Oft. Restaurant .Versöhnungshalle». Grünau»
Str. lt. 1. Bericht bom Verbandstag, 2. Diskussion.
3. Verbandsangeicgenbeiten, Nachher geselliges Bei¬

sammensein, gunltionärsitzung am Mittwoch, den
IS. Juli im gleichen Lokal.

»e,. «Uershos. Restaurant »Siege", vdlershos, Eedan»
strakr S.

Bez. Charlottenburg. „VolkshauS", Roflnenstr. 4 (kleiner
Saal). 1. Vortxag deS Schrislstellers Stössinger.
2, Verbandsangelegenheiten. 3. Verschiedenes. Gäste
kvlllkounnenl

Bez. Odxr» »nd Mcderschönemetde»Joljanntstal. Restau¬
rant Sarl Schulze, NiederschSneweide, Brückenstrasze, an

der Treskowstrahe.

Be«. Potsdam—Nowawes. Achtungl Neue» Lokall
Restaurant „Neue Welt" (früher Friedrichsgarten).
«Itt Luisenstrabe, ani Bahnhof Ehariottenhof. 1. Vor»

trag des Herrn Wegemann »om Berliner Vollzugsrat
üb« das Rätesiistem.

Sonnabend, den li. Jnli, abendS S Uhr.
Grober^ Sommernachtsball tm Parkrestaurant bon

Klimm, Nowawes, Wilhelmstrabe, Diderse Ueber»

raschungen stnd vorgesehen. Einiafztarten zum Preise
vou l Mk. stnd bei allen Funktionären und tn der

Sitzung erbältlich,

Bcz. Reinlrkendorf-Osi—Rofenthal. Restaurant „Bürger»
heim", Reinickendorf-Oft, Provinzstr. 84,

Bez, Melntckcndvrf.West. Restaurant „Hermann Schnecke",
Reinicksndors.West, Scharnweberstr, 2K.

Bez, Stcglil, iuuifassend dte Orte Friedenau, Gr«fz»L,iSter»
fclde. Steglitz. Südende, Lanlwitz, Dahlem. Zehiendors).
„Logen-RestaiiranI", SiegtiH, AlbrechttK, 1t2a.

1, Bortrag. 2. Geschäftliches, S. Verschiedenes,

Bcz. lempclhof. Rcstaurant „Töpfer", Berliner Str. 100.

Bez. Neukölln. Passage-FestsSle. Bergstr. 1S4. 1. Be¬

richt vom Verbandstag. 2, Diskussion. S. Verschie»
deneS. Mitgliedsbuch mitbringen.

Jugeudfektion.
Sektionsversammlung: Mittwoch, den

9. Juli, >^S Ubr, in den Musiler-Fellsaien, Kaiser,
Wilhelm-Sir. 31. 1. Vortrag: „Trennung der Kircde

Kom Staat". 2. Diskusston. S. Bericht vom Verbands»

tag in Nürnberg. . 4. Geschäftliches und Verschiedenes.

Abteillingsversammliingen, Norden:

Mittwoch, den IS. Juli, Uhr. Im »Oswald Ber»

liner". Brunnenstr. 140. 1. Vortrag: »Die materia¬

listische Geschlchtsaussassung". L. Diskusston. 3. Ge»

schSstltcheS. (Bericht vom Verbandstag.) 4. Ber¬

schiedenes.
Osten: Donnerstag, den 17. Juli. Uhr, in den

»AndreaS-Fcstsälen". AndreaSslr, 21. 1. Vortrag:
»Wie die Erziehn-« ist und sein soll". 2. Diskussion.
8. Geschäftliches und Verschiedenes.
«enk.IIn: Montag, den 21. Juli, Uhr, in,
Koka! »Gütig. Neukölln, SchSnstedtstr, S (Ecke Donau¬

strabe). 1. Vortrag: „WaS will dcr Gozialismus",
2. Diskusston. 3. geschäftliches und Verschiedenes.
Msibit: Dienstag, den 22. Juli. Hg Nhr. im

Lokal RautenbauS. Leoetzowstr. SS. 1. Bortrag: »Die
Einheitsschule". S. Diskussion. S. Geschäftliches und
Verschiedenes.

Wanderunge». Nachtmnndernng ant-- IL.
und IS. Juli nach Fredersdorf—Stienitzsee— —

Erkner. Treffpunkt: Sonnabend, den 12. Juli, 7,IS

nachmittags Schles. Bhs. (Koppen., Ecle Madaistrabe).
Abfahrt: 7.39 nachm, nach Fredersdors. Fahrgeld zirka
1,1b MI. Für Nachzügler mn Sonntag, den 13. Juli.
Treffpunkt Schles, Bhf. (Koppen-, Ecke Madaistrafze).
S.30 vorm, Abfhrt! 7.0S dorm. nach Strausberg.
Wanderleiter: «ollegen Walter »nd Hildesbeim.
Spiel» und Bsdelour am Sonntag, den
20. Juli, nach dem Mühlenbeckrr See. Treffpunkt:
« Udr horm. Stetttner Vorort-Bahnhof. Abfahrt 6,10
dorm. nach Btrkenwerder, Fahrgeld zirka 0,80 Mk.
Wanderleuer: Kollege Hildesheim.

SektienSivandervng - am Sonntag. den
27. Juli, nach dem G«rin»See (Wegstrecke zirka 1«

Kilometer). Treffpunkt vorm. Stetttner Vorort-

Bahnhof, Abfahrt 6.40 vorm. nach Buch. Fahrgeld
zirl« 0.80 Mk. Wanderleiter: Kollege Mohrmann.

Kursus: Die tm Juni begonnene Vortragsreihe
über »Nationalökonomie" (Referent: Dr. Dunler) um»

fabt noch folgende Tage: Freitag, den 4„ 11., IS.
und SK. Juli und findet wieder im Ortsburea». Kaiser»
Wllhelm-Str. 20II, statt. Beginn pünktlich Hg Uhr.

Ehemnih.
Mittwoch, ben 2, Juki. adendS 7 Uhr. Mitglieder,

versammwng im kleinen Saale deS kaufmännischei, Ver»

etnshauseS. Tagesordnung: 1. Bericht über den Ber»

bandstag. Referent: Kollege Landgras. 2. Frei« Aus»
spräche, I, Berbandsangelegenheiten. Die Vertrauens»
leule der einzelnen Betriebe werden dringend ersucht.
svSleslens Sis zum », Juli tm Berbandsbureau dte Mit»
teilnngsblStter abzuholen, ebenso kann ledeS einzelne
Mitglied bis zum glejchen Termin ein Exemplar der Mit.
teilungen tm Bureau erhalten, d« das Zustellen durch
die Bvst umständlich ift.

Groß-Samburg.
DsS Verbandsdureau, Gewerkschastshaus, Zimmer

70, ist geöffnet täglich von 10 bi» S Uhr, Montags und
Donnerstags von 1« bi« 1 und 4 bis g Uhr,

Dt» .Verbandszeitung" wird den Mitgliedern durch
dte Postzeitungsliste zugestellt. — Neklamattonei, stnd zu»
nächst an da« zuständige «estellpoftnmt ,u richten

BezirkSi-WammInnge».
Bezirk Ellöcck: Dienstag, den S. Juli, abends

Uhr. bei Eggers, Wundsbecker Chaussee 307. 1. Vor»

trag, 2. Wahl einer Bestelllommisston. 3. Verschieden«.

Bezirk Borgfelde, Hamm, Horn: Freitag, den 11. Juli,
abends 7H Uhr, im Borgfelder Gesellfchustsbaus. Oben
Borgfelde. 1. Vortrag. 2. W«hl einer Bestelllommisston.
3, Verschiedenes.

Bezirk EtmSblittcl: Freilag. den 4. Juli, abend»
g Uhr, bei Wiegmann, Fruchtallee 109, Ecke Charlotten»
strakze. 1. Vortrag: .Angestclltenausschüfse und Be»
triebsräte". (Redner: Kollege Leander.) 2. Inner«
Ausbau deS Bezirks. 3. Verschiedenes.

Bczirk varmbeck: Mittwoch, den 9. Juli, abend!
7tz Ubr. bci Gustav Mäuse. Restaurant -Produktion».
Lohkupvelstrabe i>4: Heine-Abend.

Bezirk Uhlcnhorst: Donnerstag, de» 10. Juli, abendS
8 Ubr. bei Lurs. «achstr, log. Ecke Mozarlstrnsze. 1. Vor»

trag: „Das Mitbeslimmungsrecht". (Redner: Kolleg«
Vlöltner,) 2. Wie geslalten wir unser Ortsregulativ.
3. Verschiedenes.

Bezirk St. GeorgMltstadt: Donncrstag, den 3. Jult,
abends 7H Uhr. irn GewerNcimflshauS, tieisliegendei,
Reftaurant. 1. Vortrag. 2. Verschiedenes.

Bezirk Rlto„a»Ottc„sen: Dienstag, den, 16, Juli,
abends 7H Uhr. bei Topp. Bahrchofftr. «2. Tagesord«
nung: 1. Die Aufgabe der Angestelltenausschüsse. 2, Ver¬
schiedenes.

Am Dienstag, ocn «. Juli, abends 7A Uhr, findet
tm Mnsiisaal deS GewerlschastShcmses ein Bunter
Abend statt. — Geigensoli — Rezitationen — Rhyth¬
mische Tänze — Lieder zur Laute — Klönsnnck —,

Reigen, — Preis pro Karte 1,5« MI. bei de» Ange»
sleülenausschüffen, Vertrauensleuten und im Verbands»
bureait.

Leipzig.
Branchendersammlungen mit der Tages¬

ordnung: ,Was müsscn die Angestellten über die B«»
triebsräte wilsenl' finden wie folgt statt:

Branche Großhandel: »m Dienstag, den I.^Jlilt,
abends 7H Nhr, im Volkshaus, Cas« Mitte.

Branche Graph. Bewerbe: Am Mittwoch, den 2. Juli,
abends 7H llhr, im BollsbauS. Zimmer 1.

Branche Metallindustrie: Am Mittwoch, den 2. Juli,
»dends 7«, Uhr, tm «oltshaus. Nebensaal rechts.

Branche Einzelhandel: Am Donncrstag, den 3. Julii
abendS 7H Uhr, im Vollsbaus, Kleiner Saal,

Branche Sondel nnd Industrie: Am Donnerstag, den
S. Juli, abends 7H Uhr, im Volkshaus, CafS MM«.

Branche Buchhandel: Am Freitag, den 4, Juli,
abends 7H Uhr, im Volksbaus, Eafe Mitte,

Mitgliederversammlung am Mittwoch, dcn 9. Juli,
abends 7H Uhr. im Vollshuiis. kleiner Saal, Tages¬
ordnung: 1. Bcricht vom Verbandstag, 2. Aussprach«,
3, Berbandsangelegenheiten.

Zur Bcachtnngl
Wir machen daraus aufmerksam, dab am 27. JntH

tSIS das Gewerkschaftsscst für alle Leipziger Gewerk¬

schaften stattfindet. Eintrittskarten « 30 Pf. stnd im

VerbandSburcau sowie bei den Hauskassiercrn zu haben.
Wir erwarten, daß sich unsere Kolleginnen und

Kollegon an dieser Veranstaltung recht zahlreich be»

teiligen.
Wo das Fest stattfindet, wird cm den Plakatsäule«

und in der Presse noch bekanntgegeben.

Anzeigen

Orksbeamter für Stettin.
Wir suchen zum sofortigen Antritt einen

tüchtigen Kollegen als

zweite« Beamten.

Kollegen, die über die nötigen organisato»
rischen und agitatorischen Fähigkeiten verfügen,
werden gebeten, ihre Bewerbungen bis zürn!
t. Juli mit'der Aufschrift „Bewerbung" einzu»
reichen.

Zentralverband der Handlungsgehilfe»
Ortsgruppe Stettin, Arndtstr. 38.

-Achtung! Achtung.

j Ortsgruppe Berlin.

i Am Sonnabend, den 9. Augufk. findet

lim Etablissement Schloß Schönholz
! unser diesjähriges

i statt, verbunden mit Gesangsvor»
! trügen sowie Kabarett und div. mehr.
! Eröffnung Z Uhr n Anfang 6 llhr.

! Ortsgruppe Berlin.
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